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(Nr. 9862.) Geſetz, betreffend den Erwerb des Heſſiſchen Ludwigs⸗Eiſenbahnunternehmens 
für den Preußiſchen und Heſſiſchen Staat ſowie Bildung einer Eiſenbahn— 
Betriebs- und Finanzgemeinſchaft zwiſchen Preußen und Heſſen. Vom 
16. Dezember 1896. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ze. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was 


folgt: 
§. 1. 
Die Staatsregierung wird unter Genehmigung der beigedruckten Verträge, 
nämlich: 
1) des Vertrages vom 8./9. Juli 1896, betreffend den Uebergang des BC 


Heſſiſchen Ludwigs-Eiſenbahnunternehmens auf den Preußiſchen und %, 
Heſſiſchen Staat, IE 
2) des Staatsvertrages zwiſchen Preußen und Heſſen über die gemeinſchaft⸗ 
liche Verwaltung des beiderſeitigen Eiſenbahnbeſitzes vom 23. Juni 1896 . 
ermächtigt, nach Maßgabe der bezüglichen Vertragsbeſtimmungen in Gemeinſchaft 8 
mit der Heſſiſchen Staatsregierung das Unternehmen der Heſſiſchen Ludwigs⸗ 
Eiſenbahngeſellſchaft käuflich zu erwerben und zunächſt für gemeinſame Rechnung 
zu verwalten, ſodann aber den geſammten Preußiſchen und Heſſiſchen Staats⸗ 
eiſenbahnbeſitz zu einer Betriebs- und Finanzgemeinſchaft zu vereinigen. 
2 


Die Staatsregierung wird ermächtigt, nach Maßgabe der im F. 1 gedachten 
Verträge in Gemeinſchaft mit der Großherzoglich Heſſiſchen Regierung den Um⸗ 
tauſch von 

111900 000 Mark Stammaktien der Heſſiſchen Ludwigs-Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft in Schuldverſchreibungen der dreiprozentigen Preußiſchen 
Geſeh⸗Samml. 1896. (Nr. 9862.) 48 
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konſolidirten Staatsanleihe und in Schuldverſchreibungen der dreipro⸗ 
zentigen Heſſiſchen Staatsanleihe 

herbeizuführen und zu dieſem Zweck Schuldverſchreibungen der dreiprozentigen 

Preußiſchen konſolidirten Staatsanleihe in dem zur Ausführung der gedachten 
Verträge erforderlichen Betrage auszugeben. 


Nas 
Die Staatsregierung wird ermächtigt, in Gemäßheit der im $. 1 gedachten 
Verträge 

a) von dem Baarbetrage von 41 Mark auf jede Aktie = 7 646 500 Mark 
den auf Preußen entfallenden Antheil, 

b) zu den vertragsmäßigen Abfindungen: 

1) an den Vorſitzenden und die Mitglieder der Spezialdirektion der 
Heſſiſchen Ludwigs-⸗Eiſenbahngeſellſchaft im Betrage von insge⸗ 
ſammt 810 000 Mark den auf Preußen entfallenden Antheil, 

2) an die gegenwärtigen Mitglieder des Verwaltungsraths der Heſſiſchen 
Ludwigs ⸗Eiſenbahngeſellſchaft im Betrage von 220 000 Mark den 
auf Preußen entfallenden Antheil, 

e) zur erſtmaligen baulichen Inſtandſetzung der Heſſiſchen Ludwigs⸗ 
Eiſenbahn und zur Ergänzung der Betriebsmittel die Summe von 
1000 000 Mark, 

d) zur Deckung ſchwebender Schulden der Heſſiſchen Ludwigs-Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft bis zur Höhe von 2253000 Mark den auf Preußen ver⸗ 
tragsmäßig entfallenden Antheil 

zu zahlen und 


I. zur Deckung der im F. 3 unter a bis d vorgeſehenen Mittel die Be⸗ 
ſtände der Reſerve-Erneuerungs- 2. Fonds, welche für die auf Preußiſchem 
Gebiet belegenen Strecken gebildet ſind, ſowie die Preußen gemäß Artikel 2 
Abſatz 3 und 4 des Staatsvertrages vom 23. Juni 1896 etwa ſonſt 
zuſtehenden Baarbeſtände, ſobald ſolche dem Preußiſchen Staate zu⸗ 
gefallen fein werden, zu verwenden; 

II. zur Deckung der alsdann etwa noch verbleibenden Beträge Staatsſchuld⸗ 
verſchreibungen in entſprechender Höhe auszugeben; 

III. etwa verbleibende Reſtbeſtände der genannten Fonds in Anrechnung auf 
die der Staatsregierung bewilligten noch offenſtehenden Eiſenbahnkredite 
zu verwenden. 


. 4. 


Der Finanzminiſter und der Miniſter der öffentlichen Arbeiten werden 
ermächtigt, bei der Auflöſung der Heſſiſchen Ludwigs⸗Eiſenbahngeſellſchaft in 
Gemeinſchaft mit der Großherzoglich Heſſiſchen Regierung nach Maßgabe des $. 2 
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Abſatz 1 des Vertrages vom 8./9. Juli 1896 den Kaufpreis für den Erwerb 
der Bahn unter Verwendung der in den $$. 2 und 3 dieſes Geſetzes bewilligten 
Mittel, ſoweit jener auf Preußen antheilig entfällt, zu zahlen, beziehungsweiſe 
auf die Staatskaſſe zu übernehmen. 

Der Finanzminiſter wird ferner ermächtigt, nach Maßgabe des Staats⸗ 
vertrages vom 23. Juni 1896 in Gemeinſchaft mit der Heſſiſchen Regierung die 
bisher begebenen Anleihen des bezeichneten Eiſenbahnunternehmens, ſoweit dieſelben 
nicht inzwiſchen getilgt ſind, zur Rückzahlung zu kündigen, ſowie auch den 
Inhabern der Schuldverſchreibungen dieſer Anleihen die Rückzahlung der Schuld- 
beträge oder den Umtauſch gegen Preußiſche beziehungsweiſe Heſſiſche Staats⸗ 
ſchuldverſchreibungen anzubieten und die Bedingungen des Angebots feſtzuſetzen. 
Inſoweit von dieſer Ermächtigung in der Weiſe Gebrauch gemacht werden ſollte, 
daß den Inhabern zum Umtauſch ihrer Schuldverſchreibungen nur Heſſiſche 
Staatsſchuldverſchreibungen angeboten werden, iſt der Finanzminiſter ermächtigt, 
die zur Durchführung des Umtauſches erforderlichen Mittel bis zur Höhe des 
Betrages, welcher bei baarer Rückzahlung der Anleihen auf Preußen entfallen 
würde, baar zur Verfügung zu ſtellen. — Die von Preußen aufzuwendenden 
Mittel ſind durch Verausgabung eines entſprechenden Betrages von Staatsſchuld— 
verſchreibungen aufzubringen. 

§. 5. 


Ueber die Ausführung der im F. 4 getroffenen Beſtimmungen, ſoweit ſie 
ſich auf Preußen beziehen, hat die Staatsregierung dem Landtage bei jedes⸗ 
maliger Vorlage des Etats der Eiſenbahnverwaltung Rechenſchaft zu geben. 


$. 6. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zinsfuß, 
zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schuld⸗ 
verſchreibungen verausgabt werden ſollen ($$. 2, 3 und 4), beſtimmt, ſoweit 
nicht durch die im §. 1 angeführten Verträge Beſtimmung getroffen iſt, der 
Finanzminiſter. 

Im Uebrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihen und 
wegen Verjährung der Zinſen die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869 
(Geſetz⸗Samml. S. 1197) zur Anwendung. 


§. 75 

Jede Verfügung der Staatsregierung über die nach dem $. 1 in das 
Preußiſche Eigenthum übergehenden Eiſenbahnſtrecken durch Veräußerung bedarf 
zu ihrer Rechtsgültigkeit der Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages. 

Dieſe Beſtimmung bezieht ſich nicht auf die beweglichen Beſtandtheile und 
Zubehörungen dieſer Eiſenbahnſtrecken und auf die unbeweglichen inſoweit nicht, 
als dieſelben nach der Erklärung des Miniſters der öffentlichen Arbeiten für den 
Betrieb der betreffenden Eiſenbahnſtrecken entbehrlich ſind. 

(Nr. 9862.) 48* 
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$. 8. 
Dieſes Geſetz tritt am Tage feiner Verkündigung in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 16. Dezember 1896. 


(J. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Boetticher. Miquel. Thielen. Boſſe. 
Frhr. v. Marſchall. Frhr. v. Hammerſtein. Schönſtedt. Frhr. v. d. Recke. 
Brefeld. v. Goßler. 


— 


Anlage 1. 
vertrag, 


betreffend 


den Uebergang des Heſſiſchen Ludwigs⸗Eiſenbahnunternehmens 
auf den Preußiſchen und Heſſiſchen Staat. 


Vom 2 Juli 1896. 


Dwwiſchen der Königlich Preußiſchen Staatsregierung, vertreten durch 

den Wirklichen Geheimen Ober-Regierungsrath Kirchhoff, 

den Geheimen Ober-Finanzrath Lehnert und 

den Regierungsrath Teßmar 
und der Großherzoglich Heſſiſchen Staatsregierung, vertreten durch 

den Miniſterialrath Michell und 

den Geheimen Ober-Baurath Wetz 
einerſeits und dem Verwaltungsrath der Heſſiſchen Ludwigs-Eiſenbahngeſellſchaft 
andererſeits iſt unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Genehmigung beider 
Staaten, ſowie nach erfolgter Zuſtimmung der Generalverſammlung der Aktionäre 
der vorgenannten Eiſenbahngeſellſchaft folgender Vertrag abgeſchloſſen worden: 


§. 1. 
Die Heſſiſche Ludwigs⸗Eiſenbahngeſellſchaft tritt an den Preußiſchen und 
Heſſiſchen Staat ihr geſammtes bewegliches und unbewegliches Vermögen mit 


al) — 


allen ihr zuſtehenden Rechten und obliegenden Verpflichtungen zu vollem Eigen- 
thum ab. Es gehen daher außer den Bahnanlagen nebſt Zubehör, den Dienſt⸗ 
wohngebäuden und Dispoſitionsgrundſtücken ſämmtliche Fonds der Geſellſchaft, 
die Materialienbeſtände, die Betriebsmittel, ſowie alle dem Heſſiſchen Ludwigs⸗ 
Eiſenbahnunternehmen zuſtehenden Rechte und Gerechtigkeiten ohne irgend welche 
Ausnahme auf die beiden Staaten über. 


F. 2. 

Der für die Abtretung dieſer Rechte ($. 1) von den beiden Staaten zu 
zahlende Kaufpreis beträgt 89 520 000 Mark. 

Außerdem übernehmen die beiden Staaten die Prioritätsanleihen ſowie 
alle ſonſtigen Schulden der Heſſiſchen Ludwigs-Eiſenbahngeſellſchaft als Selbſt— 
ſchuldner. 

$. 3. 

Das Eigenthum der einzelnen Theile des Heſſiſchen Ludwigs-Eiſenbahn⸗ 
unternehmens geht auf jeden der beiden Käufer nach Maßgabe der zwiſchen dieſen 
getroffenen Abmachungen unmittelbar über. Für die ſämmtlichen Schulden und 
Verbindlichkeiten der Geſellſchaft haften beide Käufer als Geſammtſchuldner. Die 
Käufer verpflichten ſich, die Geſellſchaft für alle Anſprüche, welche etwa gegen 
dieſelbe für die Zukunft von dritten Perſonen erhoben werden könnten, ſchadlos 
zu halten. Die Forderungen der Geſellſchaft werden von beiden Käufern ge 
meinſam erworben. In das Pachtverhältniß der angepachteten Strecken tritt 
diejenige der beiden Regierungen, auf deren Gebiet dieſelben liegen oder an deren 
zukünftige Eigenthumsſtrecken dieſelben anſchließen, an Stelle der Heſſiſchen Lud- 
wigs⸗Eiſenbahngeſellſchaft ein. 


F. 4. 

Mit dem 1. des zweiten auf die Perfektion dieſes Vertrages folgenden 
Monats erfolgt die Auflöſung der Heſſiſchen Ludwigs⸗Eiſenbahngeſellſchaft. 

Die Liquidation wird für Rechnung der beiden Staaten von der ſeitens 
des Königlich Preußiſchen Miniſters der öffentlichen Arbeiten zu bezeichnenden 
Behörde bewirkt. 

F. 5. 

Die beiden Staaten ſind verpflichtet, vom Tage der Auflöſung der Ge— 
ſellſchaft an, den Inhabern von Aktien der Heſſiſchen Ludwigs⸗Eiſenbahngeſellſchaft 
gegen Abtretung ihrer Rechte, d. h. gegen Einlieferung ihrer Aktien nebſt zu⸗ 
gehörigen Talons und Dividendenſcheinen für 1896 und folgende eine Abfindung 
anzubieten und zwar: 

für je eine Aktie à 600 Mark Schuldverſchreibungen im Geſammt⸗ 

werthe von 700 Mark, und zwar der dreiprozentigen konſolidirten 

Preußiſchen Staatsanleihe zum Nennwerthe von zweihundert Mark 

ſowie Schuldverſchreibungen der dreiprozentigen Heſſiſchen Staatsanleihe 
(Nr. 9862.) 
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zum Nennwerthe von fünfhundert Mark mit Zinsſcheinen für die Zeit 
vom 1. Januar 1896 und außerdem eine baare Zuzahlung von 
41 Mark für jede Aktie. 

Die beiden Staaten werden in Höhe der umgetauſchten Aktien Aktionäre 
der Geſellſchaft und üben als ſolche nach Maßgabe ihres Beſitzes an Aktien das 
ſtatutariſche Stimmrecht gemeinſam aus. Die Stimmberechtigung der Aktionäre 
regelt ſich von der Perfektion dieſes Vertrages ab in der Weiſe, daß jede Aktie 
Eine Stimme gewährt, wogegen die Vorſchriften im $. 11 des Geſellſchaftsſtatuts 
außer Kraft treten. 

Die Bekanntmachung des Angebots erfolgt ſpäteſtens 14 Tage vor dem 
Beginn des Umtauſches in den Geſellſchaftsblättern. Dieſelbe iſt ſechsmal in 
Zwiſchenräumen von wenigſtens einem Monat zu wiederholen. Zu dem Umtauſche 
werden die beiden Staaten eine Friſt von einem Jahre bewilligen. 


$. 6. 

Die beiden Staaten ſind verpflichtet, ein Jahr nach erfolgter Auflöſung 
der Geſellſchaft der mit der Liquidation beauftragten Behörde den Kaufpreis für 
die Abtretung des Unternehmens ($. 2) unter Anrechnung des auf die um⸗ 
getauſchten Aktien (F. 5) entfallenden Liquidationsbetrages behufs ſtatutmäßiger 
Vertheilung an die Inhaber der Aktien zur Verfügung zu ſtellen. 

Gleichzeitig find die Inhaber der Aktien durch die Geſellſchaftsblätter auf- 
zufordern, binnen einer Friſt von drei Monaten ihre Aktien an die Geſellſchafts⸗ 
kaſſe gegen Empfangnahme ihres Antheils an dem Kaufpreiſe abzuliefern. 

Die nach Ablauf der angegebenen dreimonatlichen Friſt nicht abgehobenen 
Beträge werden mit der Maßgabe bei der geſetzlichen Hinterlegungsſtelle eingezahlt, 
daß die Auszahlung nur gegen Rückgabe der Aktien oder auf Grund eines die 
Aktien für kraftlos erklärenden rechtskräftigen Ausſchlußurtheils erfolgen darf. 


8 

Die Uebergabe des Kaufobjektes wird am 1. des zweiten auf die Per⸗ 
fektion dieſes Vertrages folgenden Monats bewirkt. Es ſoll jedoch bereits vom 
1. Januar 1896 ab die Verwaltung und der Betrieb des Heſſiſchen Ludwigs⸗ 
Eiſenbahnunternehmens für Rechnung der beiden Staaten erfolgen, ſo daß alſo 
die Einkünfte der Bahn ſchon von dieſem Tage ab den Staaten zufallen. 

Die Heſſiſche Ludwigs⸗Eiſenbahngeſellſchaft, welche in der Zwiſchenzeit die 
Verwaltung im Intereſſe der beiden Staaten in bisheriger Weiſe durch ihre 
Verwaltungsorgane führen läßt, wird ſich in allen wichtigen Angelegenheiten der 
vorgängigen Zuſtimmung des Königlich Preußiſchen Miniſters der öffentlichen 
Arbeiten verſichern. s 

Die Geſellſchaft verpflichtet ſich, alsbald nach der Perfektion dieſes Ver⸗ 
trages das noch Erforderliche zur Uebertragung des Geſellſchaftseigenthums an 
die beiden Staaten zu veranlaſſen. Behufs der erforderlichen Uebertragung des 
Grundeigenthums auf dieſelben ſoll derjenige Beamte der Heſſiſchen Ludwigs⸗ 


„ 


Eiſenbahngeſellſchaft zur Abgabe der Auflaſſungserklärung beziehungsweiſe zur 
Eigenthumsübertragung ermächtigt ſein, welchen in jedem einzelnen Falle die 
Königlich Preußiſche beziehungsweiſe die Großherzoglich Heſſiſche Staatsregierung 
benennen wird. 

$. 8. 

In Bezug auf die Verwaltung des Unternehmens bis zum Zeitpunkt des 
Uebergangs deſſelben auf die beiden Staaten verbleibt es bei den Beſtimmungen 
des Statuts. 

Der Verwaltungsrath hat das Intereſſe der Heſſiſchen Ludwigs-Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft gegenüber den beiden Staaten, ſoweit es ſich um die Erfüllung dieſes 
Vertrages handelt, wahrzunehmen und gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. 

Bis zur Beendigung der Liquidation der Geſellſchaft wird der Ver⸗ 
waltungsrath alljährlich in bisheriger ſtatutmäßiger Weiſe gewählt. Einer 
Deponirung von Aktien der Geſellſchaft ſeitens der Mitglieder des Verwaltungs⸗ 
raths bedarf es fernerhin nicht mehr. 

Die gegenwärtigen Mitglieder des Verwaltungsraths erhalten an Stelle 
der ihnen ſtatutmäßig zuſtehenden Tantieme, welche ihnen zuletzt für das Jahr 
1895 gewährt wird, eine einmalige Geſammtabfindung von 220 000 Mark. 
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Das geſammte Beamten- und Dienſtperſonal der Heſſiſchen Ludwigs⸗ 
Eiſenbahngeſellſchaft, mit Ausnahme des Vorſitzenden und der Mitglieder der 
Spezialdirektion, tritt mit dem Uebergange des Unternehmens auf die beiden 
Staaten in den Dienſt der von ihnen mit der Verwaltung der Heſſiſchen 
Ludwigs⸗Eiſenbahn zu betrauenden Behörde über, welche die mit jenem Perſonal 
zur Zeit des Ueberganges beſtehenden Verträge zu erfüllen hat. 

Die Penſions⸗, Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe der Heſſiſchen Ludwigs⸗ 
Eiſenbahn bleibt nach dem betreffenden Reglement beſtehen, inſoweit nicht im 
Einverſtändniß mit der zuſtändigen Kaſſenverwaltung eine anderweitige Regelung 
ſtattfindet. 

Die beiden Staaten treten in alle rückſichtlich der erwähnten Kaſſe von 
der Heſſiſchen Ludwigs-Eiſenbahngeſellſchaft übernommenen Verbindlichkeiten ein. 
Die reglementsmäßigen Rechte der Geſellſchaft werden künftig durch die zur 
Verwaltung der Heſſiſchen Ludwigs⸗Eiſenbahn eingeſetzte Eiſenbahnbehörde ausgeübt. 

Dem zeitigen Vorſitzenden und den zeitigen Mitgliedern der Spezialdirektion 
bleiben ihre vertragsmäßigen Anſprüche vermögensrechtlicher Natur gewahrt, ſofern 
nicht ein Abkommen mit denſelben wegen Ablöſung ihrer Anſprüche getroffen 
werden ſollte. 

$. 10. 

Seitens der Königlich Preußiſchen und der Großherzoglich Heſſiſchen Staats⸗ 
regierung wird die Genehmigung der Landesvertretungen ſobald als thunlich 
herbeigeführt werden. 

(Nr. 9862.) 


„ 
Dieſes Abkommen wird hinfällig, wenn zu demſelben die landesherrliche 
Genehmigung beider Staaten nicht bis zum 1. Juli 1897 erlangt worden iſt. 


. 5 

Die Beſtimmungen dieſes Vertrages ſollen nach deſſen Perfektion für die 
Heſſiſche Ludwigs⸗Eiſenbahngeſellſchaft die Geltung ſtatutariſcher Beſtimmungen 
haben, ſodaß alſo dieſer Vertrag als Nachtrag zum Geſellſchaftsſtatut anzuſehen iſt. 

§. 12. 

Alle durch den gegenwärtigen Vertrag und zur Durchführung deſſelben 
entſtehenden Koſten und ſonſtigen Speſen ſind von den übernehmenden Staaten 
zu tragen. Die Stempelgebühren bleiben außer Anſatz. 


So geſchehen zu Berlin, den 8. Juli 1896. 
(L. S.) Kirchhoff. (L. S.) Lehnert. (L. S.) Teßmar. 


Darmſtadt, den 9. Juli 1896. 
(L. S.) Michell. (L. S.) Web. 
Mainz, den 9. Juli 1896. 


Der Verwaltungsrath der Heſſiſchen Ludwigs-Eiſenbahngeſellſchaft. 
In Verhinderung des Präſidenten: 
(L. S.) Hedderich. 
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Anlage 2. 


Staatsvertrag 
zwiſchen 


Preußen und Heſſen uͤber die gemeinſchaftliche Verwaltung des beider⸗ 
ſeitigen Eiſenbahnbeſitzes. 


Vom 23. Juni 1896. 


Jum Zwecke einer Vereinbarung über die nach Verſtaatlichung der Heſſiſchen 
Ludwigsbahn zu errichtende gemeinſchaftliche Verwaltung des beiderſeitigen Eiſen⸗ 
bahnbeſitzes haben zu Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Unterſtaatsſekretär, Wirklichen Geheimen Rath Ludwig 
Brefeld, 
Allerhöchſtihren Miniſterialdirektor, Wirklichen Geheimen ` Ober, 
Regierungsrath Dr. Paul Micke, 
Allerhöchſtihren Wirklichen Geheimen Ober-Regierungsrath Hermann 
Kirchhoff, 
Allerhöchſtihren Geheimen Finanzrath Friedrich Lehmann, 
Allerhöchſtihren Regierungsrath Hugo Teßmar; 
Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Heſſen und bei 
Rhein: 
Allerhöchſtihren Geheimen Rath Carl von Werner, 
Allerhöchſtihren Miniſterialrath Guſtav Michell, 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober-Finanzrath Ludwig Ewald, 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober-Baurath Arthur Wetz, 
Allerhöchſtihren Finanzrath Pr. Guſtav Clemm, 
welche unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Ratifikation nachſtehenden Ver⸗ 
trag abgeſchloſſen haben: I. Die Verſtaaklichung 
Artikel 1. deet 
() Die Heſſiſche Ludwigsbahn foll, fobald fie von beiden Staaten auf In Allgemeinen, 
Grund eines gemeinſamen Angebots käuflich erworben iſt, nach der Gebiets⸗ 
angehörigkeit der einzelnen Strecken unter beide Staaten vertheilt werden. Nach 
Geſetz⸗Samml. 1896. (Nr. 9862.) 49 
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erfolgter Theilung ſoll der beiderfeitige Eiſenbahnbeſitz zu einer gemeinſamen Ver⸗ 
waltung vereinigt werden. 
Kaufobjekt. (2) Den Gegenſtand des gemeinſam von der Preußiſchen und der Heſſiſchen 
Regierung abzuſchließenden Kaufgeſchäfts bildet das geſammte Unternehmen der 
Heſſiſchen Ludwigsbahngeſellſchaft mit allem Zubehör und allen ſonſtigen Rechten 
und Verpflichtungen der Geſellſchaft. ; 
Erwerbspreis. (3) Der für den Erwerb des Heſſiſchen Ludwigsbahnunternehmens von 
beiden Käufern gemeinſam aufzubringende Preis beſteht in 
a) der den Aktionären zu gewährenden Abfindung, 
b) den etwa nach Maßgabe des Kaufvertrages zu gewährenden ſonſtigen 


Abfindungen, 
e) der von den Käufern zu übernehmenden geſammten Anleiheſchuld der 
Geſellſchaft. 
Umtauſch der Aktien (4) Die Heſſiſche Regierung wird die nach Maßgabe des mit der Geſellſchaft 


und Obligationen. abzuſchließenden Verſtaatlichungsvertrages ihrerſeits zum Umtauſch der Aktien an⸗ 
zubietenden dreiprozentigen Schuldverſchreibungen des Heſſiſchen Staates der 
Preußiſchen Regierung ſo zeitig zur Verfügung ſtellen, daß mit dem Umtauſch 
ſelbſt rechtzeitig begonnen werden kann. Die Prioritätsanleihen der Geſellſchaft 
werden, ſoweit dies nach Lage des Geldmarktes und ſonſtiger in Betracht 
kommender Umſtände thunlich erſcheint, aufgerufen. Bei der Kündigung iſt den 
Inhabern der Obligationen der Umtauſch gegen Preußiſche und Heſſiſche Staats⸗ 
ſchuldverſchreibungen möglichſt im Verhältniß des beiderſeitigen Antheils am 
Erwerbspreiſe anzubieten. 
II. Auseinanderſetzung 
zwiſchen den beider⸗ 
ſeitigen Regierungen 
nach der Derftant- 


lichung der geſſiſchen SR 
See Artikel 2. 
Vertheilung des Das Kaufobjekt (Artikel 1 Abſatz 2) wird nach folgenden Beſtimmungen 


Kaufobjefts unter unter die Käufer vertheilt: 
die Käufer. 


Die Bahnanlagen nebſt () Die von der Heſſiſchen Ludwigsbahngeſellſchaft betriebenen Bahnſtrecken 

d SE gehen mit allem ihrem Zubehör, insbeſondere mit allen auf denſelben vorhandenen 

baulichen Anlagen ſowie mit allen zu denſelben gehörenden Rechten und Pflichten, 

ferner mit allem ſonſtigen Eigenthum der Geſellſchaft, auch wenn daſſelbe wie 

z. B. die Dispoſitionsgrundſtücke, Steinbrüche, altes Verwaltungsgebäude u. ſ. w. 

zum Bahnbetrieb nicht erforderlich iſt, in das Eigenthum beziehungsweiſe in den 

Pachtbeſitz desjenigen der beiden Vertragsſtaaten über, auf deſſen Gebiet ſie belegen 

ſind. Mit den hiernach auf jeden der beiden Staaten übergehenden Theilſtrecken 

ſollen denſelben auch die anſchließenden, auf fremdem Staatsgebiet belegenen, im 

Eigenthum oder Pachtbeſitz der Geſellſchaft befindlichen Strecken in gleicher Weiſe 

zufallen. Mit dem Pachtbeſitz gehen zugleich die aus den Pachtverträgen er⸗ 
wachſenden Rechte und Verbindlichkeiten über. 
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(2) Die beim Uebergange des Unternehmens vorhandenen Materialbeſtände 
und Betriebsmittel bleiben ungetheilt in der Gemeinſchaft. Der ideelle Antheil 
der beiden Staaten beſtimmt ſich nach dem Verhältniß ihrer Betheiligung an 
der Uebernahme des Erwerbspreiſes. Der bei der Uebernahme vorhandene Be⸗ 
ſtand iſt nach dem Buchwerth feſtzuſtellen. 


(3) Forderungen der Geſellſchaft und die ſonſtigen Rechte derſelben aus 
Verträgen gehen ungetheilt auf die Käufer über, ſoweit nicht die nachſtehenden 
Beſtimmungen eine abweichende Vereinbarung enthalten: 

a) Die vertragmäßigen Rechte, welche der Heſſiſchen Ludwigsbahn⸗ 
geſellſchaft in dem anliegenden mit der Großherzoglich Heſſiſchen 
Regierung unter dem 3. November 1894 geſchloſſenen Vertrage in 
Bezug auf den Staatszuſchuß zu den garantirten Linien eingeräumt 
ſind, gehen auf die Gemeinſchaft über. Auf die nach den Beſtim⸗ 
mungen im Abſatz 5a für Rechnung der Heſſiſchen Regierung aus⸗ 
zuführende Erweiterung des Bahnhofs Worms und Erbauung der 
Brücke daſelbſt, finden die Beſtimmungen des Artikels 11, fünfter 
Abſatz des gegenwärtigen Vertrages Anwendung, und zwar die Ze: 
ſtimmung im letzten Satze daſelbſt vorbehaltlich der Abrechnung der⸗ 

jenigen Beträge, welche ſich nach den im Vertrage vom 3. November 1894 
von der Heſſiſchen Regierung übernommenen Zuſchüſſen zu dem Bau⸗ 
kapital beziehungsweiſe zur Verzinſung deſſelben ergeben. Im Uebrigen 
tritt der Vertrag vom 3. November 1894 mit dem Erwerb des 
Heſſiſchen Ludwigsbahnunternehmens durch die beiden Regierungen 
außer Kraft. i 

p) Auf Forderungen, welche zu den unter 4 erwähnten Fonds gehören, 
finden die für dieſe Fonds vorgeſehenen Beſtimmungen Anwendung. 

c) Forderungen auf Zahlung des Kaufpreiſes für die am 1. April 1896 
noch im Miteigenthum der Geſellſchaft befindlichen demnächſt zum 
Verkauf gelangenden Grundſtücke, welche durch den Umbau des 
Bahnhofs Frankfurt a. M. entbehrlich geworden ſind, fallen der 
Preußiſchen Regierung ebenſo wie das Miteigenthum an dieſen Grund⸗ 
ſtücken allein zu. 

d) Etwaige Rückzahlungen auf die von der Geſellſchaft geleiſtete Subvention 
zum Bau der Gotthardbahn werden nicht beſonders unter die Käufer 
vertheilt, ſondern als Betriebseinnahmen der Finanzgemeinſchaft ver⸗ 
rechnet. 5 

() Die Beſtände der Fonds kommen nach dem Verhältniß des Antheils 
beider Regierungen am Erwerbspreiſe unter dieſelben zur Vertheilung, ſoweit 
nicht in Nachſtehendem eine abweichende Beſtimmung getroffen iſt: 

a) Der bei dem Abſchluß der Betriebsrechnung des letzten für Rechnung der 
Geſellſchaft geführten Verwaltungsjahres unverwendet gebliebene Beſtand 
geht ungetheilt in die Betriebsrechnung des folgenden Jahres über. 
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Referner und p) Die Reſerve⸗ und Erneuerungsfonds gehen mit den Strecken, für 
e welche ſie gebildet ſind, in das Eigenthum desjenigen der beiden 
Vertragsſtaaten über, welchem nach der unter 1 getroffenen Be⸗ 
ſtimmung die Strecken zufallen ſollen. Zu dieſem Zwecke werden die 
Beſtände dieſer Fonds, ſoweit fie zur Deckung anderweiter Verbindlich- 
keiten der Geſellſchaft Verwendung gefunden haben, aus den ver— 

fügbaren Mitteln hergeſtellt beziehungsweiſe ergänzt. 
Schulben (5 Die Schulden und Verbindlichkeiten der Geſellſchaft gehen ungetheilt 
n elch auf die Käufer über, ſoweit fie nicht mit dem Erwerbspreiſe zur Vertheilung 
gelangen (Artikel 3 Abſatz 1) oder in Nachſtehendem eine abweichende Der: 

einbarung getroffen iſt: 

a) Die nach dem Vertrage vom 3. November 1894 von der Heſſiſchen 
Ludwigsbahngeſellſchaft übernommenen Verpflichtungen zur Erweiterung 


des Bahnhofs Worms und Erbauung einer Eiſenbahnbrücke daſelbſt 


gehen auf die Heſſiſche Regierung allein über; desgleichen alle aus dem 
Bau der Linie Flonheim —Wendelsheim etwa noch rückſtändigen Bau: 
verpflichtungen. 

p) Alle etwaigen Anſprüche der Heſſiſchen Regierung auf Erſtattung der 
von ihr in Folge der übernommenen Garantieleiſtung für die garantir- 
ten Strecken übernommenen Zuſchüſſe erlöſchen mit der Durchführung 
der Verſtaatlichung. 

c) Die Verbindlichkeit, welche der Geſellſchaft daraus erwachſen iſt, daß 


ſie die Beamtenkautionen nicht angelegt, ſondern für eigene Zwecke 


verwendet hat und dadurch Schuldner der Beamten geworden iſt, wird, 
ſoweit nicht die Erſtattung aus bereiten Mitteln der Geſellſchaft erfolgen 
ſollte, von beiden Staaten nach Maßgabe ihrer Betheiligung am 
Erwerbspreiſe übernommen und mit dem Eintritt in die Betriebsgemein⸗ 
ſchaft durch Einzahlung der betreffenden Summen erledigt. 

d) Auf Verpflichtungen, welche den unter 4 bezeichneten Fonds obliegen, 


nden die für dieſe Fonds vorgeſehenen Beſtimmungen Anwendung. 
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Erwerbspreiſes durch S 
die Käufer. Artikel 3. 


Theilungsgrundſah. (1) Von dem Erwerbspreiſe trägt die Heſſiſche Regierung vorweg den 
Betrag der Baukoſten für die Strecke Flonheim —-Wendelsheim. Im Uebrigen 
ſoll für die Betheiligung beider Staaten an dem im Artikel 1 Abſatz 3 bezeichne— 
ten Erwerbspreiſe das Verhältniß maßgebend ſein, in welchem ſich der Ueberſchuß 
der Betriebseinnahmen über die Betriebsausgaben des Jahres 1894 — aus⸗ 
ſchließlich der Staats- und Gemeindeſteuern (ſiehe Artikel 10 Abſatz 4) — auf 
die nach Artikel 2 in das Eigenthum eines jeden der beiden Staaten übergehenden 
Theile des Heſſiſchen Ludwigsbahnunternehmens vertheilen würde. 

Pachtſtrecken. E) Die auf die Pachtſtrecken entfallenden Einnahmen und Ausgaben ſollen 
hierbei nur zur Hälfte in Anſatz gebracht und dem Antheil desjenigen Staates 
zugerechnet werden, welcher die Pachtſtrecken gemäß Artikel 2 erhält. 
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(3) Die Betriebseinnahmen werden jedem Theile geſondert zugefchieden, 
wie fie in Wirklichkeit auf den einzelnen Strecken erwachſen find. Die Einnahmen 
aus den Garantiezuſchüſſen des Heſſiſchen Staates werden hierbei nur zur Hälfte 
in Anſatz gebracht und dem Antheil desjenigen Staates zugerechnet, welcher die 
garantirten Strecken erhält. 

(% Für die Betriebsausgaben ſoll als Theilungsgrundſatz gelten, daß die 
Koſten der Bahnverwaltung nach Maßgabe der hierfür thatſächlich auf den 
beiderſeitigen Strecken verwendeten Ausgaben, und die Koſten der Transport⸗ 
verwaltung nach Verhältniß der auf den beiderſeitigen Strecken durchlaufenen 
Lokomotiv- und Wagenachskilometer, die Koſten der allgemeinen Verwaltung den 
Koſten der Bahnverwaltung und der Transportverwaltung nach ihrem ziffer⸗ 
mäßigen Verhältniß zugerechnet und in gleicher Weiſe wie dieſe vertheilt werden. 

(5) Einnahmen und Ausgaben, für welche ein angemeſſener anderweiter 
Maßſtab der Vertheilung nicht gegeben iſt, werden den Koſten der allgemeinen 
Verwaltung ab- beziehungsweiſe zugerechnet. 

(6) Für die Uebergangszeit bis zur Durchführung der vorſtehend verein⸗ 
barten Auseinanderſetzung werden beide Regierungen die vorläufigen Antheile feſt— 
ſetzen, nach welchen vorbehaltlich der ſpäteren Ausgleichung der Erwerbspreis von 
beiden Staaten zu übernehmen iſt, insbeſondere der Betrag der beiderſeits zum 
Umtauſch der Aktien zu beſchaffenden dreiprozentigen Staatsſchuldverſchreibungen 
ſowie der Antheil an der Verzinſung, Tilgung beziehungsweiſe Konvertirung der 
Anleihen zu bemeſſen iſt. 

Artikel 4. 


Zur erſtmaligen vollen baulichen Inſtandſetzung der Heſſiſchen Ludwigs⸗ 
bahn und zur Ergänzung der Betriebsmittel derſelben wird von der Preußiſchen 
Regierung ein Betrag von 1 Million Mark und von der Heſſiſchen Regierung 
ein ſolcher von 3 Millionen Mark zur Verfügung geſtellt und von der Gemein— 
ſchaftsverwaltung zu obigem Zwecke verwendet werden. 


Artikel 5. 

(1) Nach dem Uebergange der Heſſiſchen Ludwigsbahn auf die beiden Staaten 
wird für die vorläufige Verwaltung derſelben eine gemeinſchaftliche Direktion in 
Mainz eingeſetzt. 

(2) Dieſelbe ſoll die Verwaltung der Heſſiſchen Ludwigsbahn bis zum Beginn 
des folgenden Rechnungsjahres der Preußiſchen Staatseiſenbahnen für gemeinſame 
Rechnung führen. 

(3) Der Verwaltungsetat wird von der Preußiſchen Regierung nach Be⸗ 
nehmen mit der Heſſiſchen Regierung feſtgeſtellt. 

() Die von dem Zeitpunkte ab, mit welchem die Verwaltung nach dem 
Kaufvertrage für Rechnung beider Staaten erfolgen ſoll, bis zum Beginn des 
folgenden Rechnungsjahres der Preußiſchen Staatseiſenbahnen aufkommenden Be⸗ 

(Nr. 9862.) 
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triebsüberſchüſſe werden nach Maßgabe der Antheile am Erwerbspreiſe vertheilt. 


Vor dieſer Vertheilung wird für die Strecke Flonheim Wendelsheim der einer 


III. Einrichtung einer 
gemeinſamen Verwal- 
tung des beiderſeitigen 
Eifenbahnbefibes. 
Betriebsgemeinſchaft. 
Ausdehnung. 


Main —Neckarbahn. . 


Künftige Erweiterung. 


Finanzielle 
Gemeinſchaft. 
Grundſatz. 


Main- Nedarbahn, 


1½ prozentigen Verzinſung des Baukapitals entſprechende Betrag zu Gunſten der 
Heſſiſchen Regierung ausgeſchieden. 


Artikel 6. 


(1) Mit dem Beginn des auf die Uebernahme der Heffifchen Ludwigsbahn 
folgenden Rechnungsjahres der Preußiſchen Staatsbahnen werden die von beiden 
Staaten zu übernehmenden Theile der Ludwigsbahn einſchließlich der Pachtſtrecken 
ſowie die Oberheſſiſchen Bahnen und die im Eigenthum des Heſſiſchen Staates 
ſtehenden Nebenbahnen, die bis dahin in Betrieb genommen ſind, mit Ausnahme 
der an die Main Neckarbahn anſchließenden Nebenbahnen Eberſtadt-Pfungſtadt, 
Weinheim Fürth, Bickenbach Seeheim mit dem geſammten Preußiſchen Staats⸗ 
eiſenbahnbeſitz nach näherer Beſtimmung der Artikel 8 ff. zu einer Betriebs⸗ 
gemeinſchaft vereinigt werden. 

(2) Die dem Preußiſchen beziehungsweiſe dem Heſſiſchen Staate zustehenden 
Antheile an der Main Neckarbahn werden gleichfalls in dieſe Gemeinſchaft ein⸗ 
bezogen werden, ſobald die beſtehende Main —Neckarbahn⸗Gemeinſchaft durch 
Abmachung mit der betheiligten Großherzoglich Badiſchen Regierung aufgelöſt 
ſein wird. In dieſem Falle treten die drei oben genannten Nebenbahnen ebenfalls 
in die Gemeinſchaft ein. 

6) Künftig dem Eiſenbahnbeſitz beider Staaten hinzutretende Bahnen ſollen 
gleichfalls von der Gemeinſchaft betrieben werden, ſofern nicht auf den Wunſch der 
Heſſiſchen Regierung im einzelnen Falle eine Ausnahme hiervon vereinbart wird. 


Artikel 7. " 

() Der Betrieb der vereinigten Bahnen ſoll für Rechnung beider Staaten 
in der Weiſe erfolgen, daß ſämmtliche Betriebseinnahmen und -Ausgaben (wegen 
der Steuern ſiehe Artikel 10 Abſatz 4) als gemeinſame anzuſehen ſind und der 
Ueberſchuß der Einnahmen über die Ausgaben unter beide Staaten nach dem in 
den Artikeln 8 ff. vereinbarten Theilungsmaßſtabe vertheilt wird. Die im 
Betriebe, im Mitbetriebe oder im Pachtbeſitz eines der beiden kontrahirenden 
Staaten befindlichen fremden Bahnlinien ſowie die im Betriebe, im Mitbetriebe 
oder im Pachtbeſitz Dritter befindlichen, im Eigenthum der beiden kontrahirenden 
Staaten ſtehenden Bahnen oder Bahnſtrecken ſollen ebenfalls als zu dieſer 
Gemeinſchaft gehörig angeſehen werden. 

(2) Die Antheile beider Staaten an den Betriebsüberſchüſſen der Main 
Neckarbahn ſowie die Betriebsüberſchüſſe der an die Main⸗Neckarbahn anſchließenden 
Nebenbahnen Eberſtadt-Pfungſtadt, Weinheim Fürth und Bickenbach Seeheim 
ſollen bis zu der künftigen Einbeziehung dieſer Bahnen in die Betriebsgemeinſchaft 


\ 
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dem Ueberſchuſſe der Gemeinſchaft zugerechnet werden und mit demſelben zur 
Vertheilung kommen. SE 

(3) Im Uebrigen follen die Einkünfte beider Staaten aus ihrer Betheiligung 
an anderen nicht in die Betriebsgemeinſchaft fallenden Bahnen von der finanziellen 
Gemeinſchaft ausgeſchloſſen bleiben. i 


Artikel 8. 


(1) Der Ueberſchuß der Betriebseinnahmen über die Betriebsausgaben, 
welcher ſich bei dem Betriebe der Preußiſchen Staatsbahnen in dem Jahre 1894/95 
ergeben hat, bildet unter Zurechnung des Antheils an dem Betriebsüberſchuß der 
Heſſiſchen Ludwigsbahn (einſchließlich der Hälfte des Betriebsüberſchuſſes der Pacht⸗ 
ſtrecken), welcher nach der im Artikel 3 Abſatz 1 bis einſchließlich 5 vorgeſehenen 
Berechnung für das Jahr 1894 auf die in das Eigenthum des Preußiſchen 
Staates übergehenden Theile der Heſſiſchen Ludwigsbahn entfallen würde und 
des Preußiſchen Antheils an dem Reinertrage der Main-Neckarbahn aus dem 
Jahre 1894, die für den Preußiſchen Antheil maßgebende Theilungsziffer. 

(at Der Antheil an dem Betriebsüberſchuſſe der Heſſiſchen Ludwigsbahn, 
welcher nach der im Artikel 3 Abſatz 1 bis einſchließlich 5 vorgeſehenen Berechnung 
für das Jahr 1894 auf die in das Eigenthum des Heſſiſchen Staates über⸗ 
gehenden Theile der Heſſiſchen Ludwigsbahn leinſchließlich der Hälfte des Garantie⸗ 
zuſchuſſes des Heſſiſchen Staates) entfallen würde und der Betriebsüberſchuß der 
Oberheſſiſchen Bahnen ſowie der Nebenbahnen Nidda Schotten, Stockheim 
Gedern, Hungen Laubach aus dem Jahre 1894/95 unter Zurechnung des 
Heſſiſchen Antheils an dem Reinertrage der Main-Neckarbahn, ſowie des Be⸗ 
triebsüberſchuſſes der Strecke Eberſtadt-Pfungſtadt aus dem Jahre 1894 und 
von 1½ Prozent der Baukoſten für die Strecke Flonheim —Wendelsheim bilden 
die für den Heſſiſchen Antheil maßgebende Theilungsziffer. 

(3) Bei Ermittelung der Reinerträge der Main-Neckarbahn find die aus 
beſonderen Mitteln der beiden Staaten beſtrittenen Ausgaben mit zu berückſichtigen. 

(4) Beide Theilungsziffern ergeben den für die Vertheilung des künftigen 
jährlichen Betriebsüberſchuſſes geltenden Theilungsmaßſtab vorbehaltlich der ſich 
aus den Beſtimmungen des Artikels 11 ergebenden Aenderungen. 


Artikel 9. 

Für die Feſtſetzung des im Artikel 8 bezeichneten Theilungsmaßſtabes ſollen 
die Ueberſchüſſe der Betriebseinnahmen über die Betriebsausgaben, welche ſich 
auf den zu einer Finanzgemeinſchaft zu vereinigenden Bahnen ergeben haben, nach 
den Rechnungsabſchlüſſen ermittelt und nach Maßgabe der folgenden Beſtim⸗ 
mungen berichtigt werden: 

1) Es ſollen die geſammten Aufwendungen für Penſionen und Warte⸗ 

gelder der Beamten, welche aus dem Dienſte der Gemeinſchaftsbahnen 
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penſionirt worden ſind, ſowie für Verſorgung ihrer Hinterbliebenen, 
mögen dieſelben aus den Fonds der beſtehenden Penſionskaſſen ent⸗ 
nommen oder aus Staatsfonds gedeckt ſein, den Betriebsausgaben 
— inſoweit nicht in denſelben enthalten — zugerechnet, die Einnahmen 
dieſer Kaſſen dagegen den Betriebseinnahmen zugerechnet werden. Die 
Zinſen der Vermögensbeſtände der Kaſſen und die aus den Beftänden: 
dieſer Kaſſen behufs Erfüllung der ſtatutmäßigen Leiſtungen gemachten 
Zuzahlungen ſowie etwaige Zuſchüſſe aus ſonſtigen Fonds bleiben bei 
Berechnung der Einnahmen außer Anſatz. Die Beſtimmung dieſes 
Abſatzes findet jedoch keine Anwendung auf die Einnahmen und Aus⸗ 
gaben der Preußiſchen Allgemeinen Wittwen-Verpflegungsanſtalt und 
auf die Einnahmen der Heſſiſchen Civildiener-Wittwenkaſſe. 
2) Von den Betriebsausgaben find die Aufwendungen für Staats-, 
Gemeinde- und ſonſtige öffentliche Steuern in Abzug zu bringen. 
3) Mit Rückſicht darauf, daß bei der Heſſiſchen Ludwigsbahn durch die 
Einführung der bei den Preußiſchen Staatsbahnen in Bezug auf die 
Verkehrseinrichtungen und Beförderungspreiſe, die Unterhaltung, Er— 
neuerung und Ergänzung der Bahnanlagen und Betriebsmittel, die 
Beſoldungen der Beamten ſowie die Wohlfahrtseinrichtungen für Be— 
amte und Arbeiter beſtehenden Normen und Grundſätze künftig ſowohl 
eine Aenderung in den Betriebseinnahmen wie den Betriebsausgaben 
eintreten wird, ſoll der nach vorſtehenden Beſtimmungen berechnete 
Ueberſchuß der Einnahmen über die Ausgaben bei der Heſſiſchen 
Ludwigsbahn um 8 Prozent gekürzt werden. 
In der Betriebsrechnung der Preußiſchen Staatsbahnen ſollen diejenigen 
Beträge, welche in Folge der mit dem Jahre 1895/96 eingeführten, 
veränderten Buchung und Verrechnung der Frachten für Betriebs— 
dienſtgüter, der Werthbeträge für die Wiederverwendung noch brauch⸗ 
barer Altmaterialien und der Erſtattung von Haftpflichtentſchädigungen 
bei den Einnahmen und Ausgaben des Jahres 1894/95 am Jahres: 
ſchluſſe abgeſetzt und zugeſetzt ſind, den Einnahmen und Ausgaben 
dieſes Jahres wieder zugerechnet werden. 
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Artikel 10. 

(1) Bei Ermittelung der jährlichen Betriebsüberſchüſſe der Gemeinſchaft 
werden die ſtatutmäßigen Einnahmen und Ausgaben der Beamtenpenſionskaſſen 
den Betriebseinnahmen und -Ausgaben der Gemeinſchaftsverwaltung mit den im 
Artikel 9 Abſatz 1 bezeichneten Ausnahmen zugerechnet. Alle Aufwendungen der 
beiden Regierungen für die Gewährung von geſetzlichen Penſionen und Hinter⸗ 
bliebenengeldern zu Gunſten der Beamten, welche aus dem Dienfte der Gemein- 
ſchaftsbahnen penſionirt werden oder penſionirt worden find, ſollen von der 
Gemeinſchaft erſtattet und den Jahresbetriebsausgaben zugerechnet werden. 
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6) Von den Koften der Centralverwaltung der Preußiſchen Staatsbahnen 
ſollen 90 Prozent den Betriebsausgaben zugerechnet werden. 


6) Die für Ergänzung der Bahnanlagen und Betriebsmittel erforderlichen 
Aufwendungen, welche nach den für Preußen jeweilig geltenden Verwaltungs⸗ 
grundſätzen nicht in den Titeln des Betriebsausgabe-⸗Etats vorgeſehen werden, 
ſollen den Betriebsausgaben nicht zugerechnet werden. 


(%) Jeder Staat zahlt die auf feinen Eiſenbahnbeſitz entfallenden Staats-, 
Gemeinde- und ſonſtigen öffentlichen Abgaben aus dem ihm zufallenden Reinertrage. 


Artikel 11. 


(1) Der Preußiſchen Regierung bleibt die Erweiterung ihres Eiſenbahnbeſitzes 
durch kaufweiſe Uebernahme beſtehender Bahnen überlaſſen. Dieſelben treten mit 
dem Beginn des auf die Erwerbung folgenden Rechnungsjahres in die Gemein— 
ſchaft ein, indem der Theilungsziffer Preußens (Artikel 8 Abſatz 1) eine Zins— 
vergütung von 3,25 Prozent der für die Erwerbung gemachten Aufwendungen 
zugerechnet wird. Dieſe Beſtimmung findet auf alle in die Zeit vom Beginn 
des Jahres 1895/96 bis zum Beginn des auf die Uebergabe der Heſſiſchen 
Ludwigsbahn folgenden Rechnungsjahres fallenden Erwerbungen fremder Bahnen 
durch Preußen in gleicher Weiſe Anwendung. Unter denſelben Bedingungen 
bleibt die Erwerbung auf Heſſiſchem Gebiet belegener oder an ſolche anſchließender 
Eiſenbahnſtrecken, ſofern dieſelbe Preußiſcherſeits für die Zwecke der Gemeinſchaft 
als erwünſcht anerkannt wird, der Heſſiſchen Regierung überlaſſen. Sollte vor 
bezeichnete Vorausſetzung nicht zutreffen, fo bleibt die Heſſiſche Regierung gleich- 
wohl berechtigt, die betreffende Bahn zu erwerben. Letztere It von der Betriebs- 
gemeinſchaft für Rechnung des Heſſiſchen Staates zu betreiben, ſofern nicht auf 
den Wunſch der Heſſiſchen Regierung im einzelnen Falle eine Ausnahme hiervon 
vereinbart wird. 

(2) Bezüglich der in der Anlage bezeichneten neuen Bahnen, für welche 
zur Zeit des Abſchluſſes dieſes Vertrages der Heſſiſchen Regierung Kredite auf 
geſetzlichem Wege eröffnet find, Tell, ſofern die Bedingungen, von denen die 
Ausführung nach den geſetzlichen Beſtimmungen abhängig gemacht iſt, erfüllt 
werden, eine Zinsvergütung von 1½ Prozent eines den Höchſtbetrag von 
32 Millionen Mark nicht überſteigenden Baukapitals der Theilungsziffer (Artikel 8 
Abſatz 2) des Heſſiſchen Staates zugerechnet werden, ſobald dieſelben in die Finanz⸗ 
gemeinſchaft eintreten. Der Eintritt erfolgt mit dem Beginn des nächſten auf 
die Betriebseröffnung der ganzen Strecke folgenden Rechnungsjahres. Bis zu 
dieſem Zeitpunkt wird die Verwaltung für Rechnung des betreffenden Staates 
durch die Betriebsverwaltung der Gemeinſchaft nach Maßgabe der im Artikel 3 
feſtgeſetzten Theilungsgrundſätze vorbehaltlich anderweiter Vereinbarungen geführt. 

6) Die Heſſiſche Regierung bleibt auch fernerhin berechtigt, neue Eiſenbahn⸗ 
linien auf ihre Rechnung bauen zu laſſen; der Eintritt ſolcher Bahnen in die 
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Finanzgemeinſchaft bedarf beſonderer Verſtändigung (wegen des Eintritts in die 
Betriebsgemeinſchaft ſiehe Artikel 6 Abſatz 3). 

() Neue Bahnen, welche für Rechnung des Preußiſchen Staates aus⸗ 
geführt werden, treten nach Maßgabe der im Abſatz 2 vorgeſehenen Beſtimmungen 
in die Finanzgemeinſchaft ein. Mit dem Eintritt derſelben in die Gemeinſchaft 
ſoll eine Zinsvergütung von 1¼ Prozent des Baukapitals der Theilungsziffer 
(Artikel 8 Abſatz 1) des Preußiſchen Staates zugerechnet werden. Dieſe Beſtimmung 
findet auf alle in der Zeit vom Beginn des Jahres 1895/96 bis zum Beginn 
des auf die Uebergabe der Heſſiſchen Ludwigsbahn folgenden Rechnungsjahres 
dem Betriebe übergebenen neuen Bahnen in gleicher Weiſe Anwendung. Für 
die im Jahre 1894/95 eröffneten Nebenbahnen ſoll eine Zurechnung von 1½ Prozent 
des Anlagekapitals nur für den Theil des Rechnungsjahres bis zur Betriebs⸗ 
eröffnung erfolgen. ö 

(5) Aufwendungen für ſolche Ergänzungsanlagen (Bau zweiter und fernerer 
Gleiſe, Umbau von Bahnhöfen ꝛc., einſchließlich ſolcher auf den Nebenbahnen), 
deren Verrechnung nach den für Preußen geltenden Verwaltungsgrundſätzen nicht 
zu Laſten des Betriebsetats zu erfolgen hat, trägt jede Regierung für die von 
ihr in die Gemeinſchaft gebrachten Linien. Dergleichen Aufwendungen für die 
Vermehrung der Betriebsmittel werden nach dem Verhältniß des Antheils der 
beiden Staaten am Betriebsüberſchuß des vorhergehenden Rechnungsjahres auf 
beide Staaten vertheilt. Die Projekte für Ergänzungsanlagen auf Heſſiſchen 
Linien werden der Heſſiſchen Regierung rechtzeitig mitgetheilt und werden etwaige 
Wünſche derſelben thunlichſt berückſichtigt werden. Für ſolche Bauten und Be⸗ 
ſchaffungen, welche vom Beginn des Rechnungsjahres 1895 beziehungsweiſe 
1895/96 ab für Sonderrechnung eines der beiden Staaten ausgeführt werden 
oder ausgeführt worden ſind, wird eine Zinsvergütung von drei Prozent der dafür 
aufgewendeten Beträge der Theilungsziffer des Staates, von welchem dieſelben 
aufgewendet ſind, bei der Vertheilung der Ueberſchüſſe der auf die Ausführung 
folgenden Rechnungsjahre zugerechnet. 

(6) Eine gleiche Zurechnung von drei Prozent zur Theilungsziffer eines 
Staates erfolgt bezüglich aller ſeit dem 1. Januar 1895 von dem betreffenden 
Staat aufgewendeten oder noch aufzuwendenden Beträge für die Main- Neckar⸗ 
bahn, durch welche nach den für dieſe Bahn geltenden Grundſätzen das für die 
Vertheilung des Betriebsüberſchuſſes maßgebende Baukapital der Main -Neckarbahn 
erhöht wird. ; 

(7) Die Beſtimmungen im Abſatz 5 finden keine Anwendung auf die gemäß 
Hun 4 für die Inſtandſetzung der Heſſiſchen Lusdwigsbahn aufzuwendenden 

eträge. 

( Wenn Theile der zur Gemeinſchaft gehörenden Bahnen veräußert werden, 
ſo fällt der daraus erzielte Erlös demjenigen Staate zu, der Eigenthümer der 
betreffenden Bahnſtrecke iſt. Handelt es ſich bei dieſer Veräußerung um ganze 
Bahnſtrecken oder Theilſtrecken, ſo wird eine Zinsvergütung von drei Prozent des 
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Erlöſes der Theilungsziffer des betreffenden Staates abgeſchrieben; eine ſolche Ab⸗ 
ſchreibung findet dagegen nicht ſtatt bei Veräußerungen von Grundbeſitz, Ge⸗ 
bäuden und ſonſtigen Anlagen, welche zum Bahnbetriebe nicht erforderlich ſind 
und für die Zwecke der Betriebsgemeinſchaft als entbehrlich anerkannt werden. 

(9) Es bleibt vorbehalten, im Wege der Verſtändigung eine entſprechende 
Aenderung der Zinsſätze eintreten zu laffen, ſobald unter beiden Regierungen Ein⸗ 
verſtändniß darüber herrſcht, daß die bedungenen Zinsſätze den thatſächlichen Ver⸗ 
hältniſſen nicht mehr entſprechen. 


Artikel 12. 


(1) Die Verwaltung der nach vorſtehenden Abmachungen zu einer Finanz⸗ 
gemeinſchaft vereinigten Preußiſchen und Heſſiſchen Bahnen erfolgt nach den jeweilig 
gültigen Verwaltungsvorſchriften für die Preußiſchen Staatsbahnen auf Grund 
Eines — einſchließlich der außerordentlichen Ausgaben (Artikel 11 Abſatz 5) — 
für die Geſammtheit aufgeſtellten Etats. In demſelben wird der an Heſſen zu 
zahlende Antheil am Betriebsüberſchuß als Ausgabe gebucht werden, fo daß ſich 
der Betrag, um welchen die Betriebseinnahmen die Betriebsausgaben überſteigen, 
als Betriebsüberſchuß der Preußiſchen Staatseiſenbahnen darſtellt. 

e) Die auf die Heſſiſchen Linien bezughabenden Etatsvoranſchläge werden 
der Heſſiſchen Regierung rechtzeitig mitgetheilt und werden etwaige Wünſche der⸗ 
ſelben (insbeſondere hinſichtlich der auf Heſſiſche Rechnung entfallenden außer⸗ 
ordentlichen Ausgaben ſowie der zu Laſten der Gemeinſchaft auszuführenden und 
bei Titel 8 des Betriebsetats zu verrechnenden Ergänzungsanlagen auf Heſſiſchen 
Bahnſtrecken) thunlichſt berückſichtigt werden. 

Im Uebrigen bleibt die Bemeſſung der in den Preußiſchen Staatshaushalt 
einzuſtellenden gemeinſamen Einnahmen und Ausgaben der Preußiſchen Regierung 
überlaſſen, ſo daß für den Heſſiſchen Staatshaushalt nur der Heſſiſche Antheil 
am Betriebsüberſchuſſe ſowie die Aufbringung der Mittel für die auf Heſſiſche 
Rechnung entfallenden außerordentlichen Ausgaben in Betracht kommt. 

(3) Die Reviſion der Betriebsrechnung erfolgt ausſchließlich durch die a 
ſtändigen Preußiſchen Behörden. Die Reviſion der Baurechnung der für Sonder⸗ 
rechnung des Heſſiſchen Staates ausgeführten Bauten und Beſchaffungen erfolgt 
durch die zuſtändigen Heſſiſchen Behörden. 

() Sofern die Mittel, welche nach der Meinung der Preußiſchen Regierung 
auf den Heſſiſchen Strecken für Ergänzung der Anlagen oder Betriebsmittel nach 
obiger Vereinbarung von der Heſſiſchen Regierung aufzubringen find, nicht zur 
Verfügung geſtellt werden ſollten, ſo ſoll Preußen befugt ſein, die betreffenden 
im Betriebs- oder Verkehrsintereſſe für nothwendig erachteten Aufwendungen für 
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eigene Rechnung mit der Wirkung zu machen, daß die Zinsvergütung der Preußiſchen 


Theilungsziffer zuwächſt. 


Artikel 13. 

(1) In der Centralbehörde der Gemeinſchaftsverwaltung wird eine etats⸗ 
mäßige Stelle für einen Heſſiſchen vortragenden Rath vorgeſehen. 

E) Die unmittelbare Leitung und Beaufſichtigung der in die Gemeinſchaft 
eingeworfenen Heſſiſchen Strecken erfolgt durch eine in Mainz zu errichtende Eifen- 
bahndirektion beziehungsweiſe durch die Eiſenbahndirektion zu Frankfurt a. M. 
Ueber die Zutheilung der Heſſiſchen Strecken an die eine oder andere dieſer Eiſen— 
bahnbehörden wird beſondere Verſtändigung erfolgen. Welche Preußiſchen 
Strecken dem Direktionsbezirke Mainz einzufügen ſind, bleibt der Entſchließung 
der Preußiſchen Staatsregierung vorbehalten. 

6) In Bezug auf den Wirkungskreis und die Geſchäftsbehandlung wird 
die Eiſenbahndirektion zu Mainz den Königlich Preußiſchen Eiſenbahndirektionen 
gleichgeſtellt. Die Ernennung des Präſidenten dieſer Direktion bleibt der 
Preußiſchen Regierung vorbehalten. 

() Die Dienſtſtellen auf Heſſiſchem Gebiet werden die Bezeichnung als 
„Großherzoglich Heſſiſche“ inſoweit führen, als die gleichen Stellen in Preußen 
die Bezeichnung als „Königlich Preußiſche“ führen. 


Artikel 14. 


(1) Die aus dem anliegenden Verzeichniß C ſich ergebenden Stellen der 
Gemeinſchaftsverwaltung ſind mit Heſſiſchen Beamten zu beſetzen. Die Annahme, 
Ernennung und Penſionirung der Beamten und des ſonſtigen Dienſtperſonals 
der Betriebsgemeinſchaft bleibt jedoch auch bezüglich der Heſſiſchen Beamten der 
Gemeinſchaftsverwaltung vorbehalten, ſoweit nicht nachftehend Ausnahmen hiervon 
vereinbart ſind. 

(2) Von den Heſſiſchen Mitgliedern der Gemeinſchaftsdirektionen find mit 
dem Beginn der Gemeinſchaftsverwaltung fünf der Direktion zu Mainz und zwei 
der Direktion zu Frankfurt a. M. zuzutheilen. Eines der Heſſiſchen Mitglieder 
der Direktion zu Mainz wird die Stellung eines Ober-Regierungsraths oder Ober⸗ 
Bauraths erhalten. 

Etwaige Anfragen der Heſſiſchen Regierung und Mittheilungen an dieſelbe 
über die Verhältniſſe der Gemeinſchaft werden durch die Heſſiſchen Mitglieder der 
Gemeinſchaftsdirektionen erledigt. Das hierzu erforderliche Material wird den— 
ſelben ſeitens der Gemeinſchaftsdirektionen zur Verfügung geſtellt werden. Die 
Heſſiſche Regierung ernennt ferner die Vorſtände der Inſpektionen mit Bezirken 
von überwiegend Heſſiſchen Strecken. 

6) Von denjenigen Stellen, in welchen nach den jeweilig geltenden Grund— 
fügen die erſte etatsmäßige Anſtellung der Beamten der verſchiedenen Dienſtklaſſen 
erfolgt, ſoll eine beſtimmte Zahl für Heſſiſche Stellen ausgeſchieden werden. 
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Dieſe Ausſcheidung wird bezüglich des Perſonals bei den Direktionen und In⸗ 
ſpektionen ſowie des Fahr- und Zugperſonals nach dem Verhältniß der Größe 
und Bedeutung der zuſammengelegten Strecken, bezüglich der ſonſtigen Stellen 
nach dem Perſonalbedarf der im Eigenthum Heſſens befindlichen Strecken be- 
meſſen werden. Die erſtmalige Ausſcheidung ergiebt fi) aus Abſchnitt II und III 
des Verzeichniſſes (Anlage C), welches von fünf zu fünf Jahren einer Reviſion 
im Wege der freien Verſtändigung beider Regierungen unterzogen wird. 

() Die Gemeinſchaftsverwaltung wird beſondere Nachweiſungen über die 
Beſetzung des Heſſiſchen Stellenantheils führen und die in der Beſetzung ein- 
tretenden Veränderungen der Heſſiſchen Regierung periodiſch mittheilen. 

(6) Die in der Gemeinſchaftsverwaltung zur Anſtellung gelangenden 
Heſſiſchen Beamten erlangen die Berechtigung, nach Dienſtalter und Qualifikation 
ebenſo wie die Preußiſchen Beamten in höhere Stellen innerhalb des ganzen 
Gebietes der Gemeinſchaftsverwaltung aufzurücken, ohne ihre Eigenſchaft als 
Heſſiſche Staatsbeamte zu verlieren. Die Beförderung der höheren Heſſiſchen 
Beamten wird auch bezüglich der nicht mit Heſſiſchen Beamten zu beſetzenden 
Stellen nach Maßgabe der Beſtimmungen des Artikels 15 durch die Heſſiſche 
Regierung ausgeſprochen, diejenige der mittleren und unteren Beamten im Namen 
der Heſſiſchen Regierung durch die Gemeinſchaftsverwaltung. Für die Anſtellung 
als Präſident einer Eiſenbahndirektion iſt der Uebertritt in den Preußiſchen 
Staatsdienſt erforderlich. 

(el Gehalt, Penſion oder Wartegeld der im Dienſte der Gemeinſchaft oer 
wendeten Beamten oder ihrer Hinterbliebenen find gegen Erftattung von der 
Gemeinſchaft aus der Kaſſe des Staates zu zahlen, von dem oder in deſſen 
Namen die Beamten angeſtellt find (vergl. $. 4 des Geſetzes vom 13. Mai 1870, 
betreffend die Beſeitigung der Doppelbeſteuerung). Wegen der Erſtattung der 
Zahlungen aus der Preußiſchen Allgemeinen Wittwen-Verpflegungsanſtalt und 
der Heſſiſchen Civilidiener-Wittwenkaſſe vergleiche oben Artikel 9 und 10. 


Artikel 15. 

(1) Die Ernennung der höheren Heſſiſchen Eiſenbahnbeamten mit dem 
ihrer amtlichen Stellung entſprechenden Rang und Titel erfolgt durch die Heſſiſche 
Regierung nach vorherigem Benehmen mit der Preußiſchen Regierung, die Ver⸗ 
leihung der Stellen in der Gemeinſchaftsverwaltung mit dem damit verbundenen 
Gehalt durch die zuſtändige Behörde der Gemeinſchaftsverwaltung. Für die Er⸗ 
nennung iſt die Ablegung der betreffenden Heſſiſchen Staatsprüfung erforderlich. 
Wenn gegen die Ernennung Preußiſcherſeits weſentliche Bedenken geltend gemacht 
werden oder ſpäterhin die Entfernung bereits ernannter Beamten aus beſonderen 
Gründen beantragt wird, fo wird derartigen Wünſchen thunlichſt Rechnung ge— 
tragen werden. 

(2) Bei der Beſetzung der Stellen des Heſſiſchen Antheils (Artikel 14 
Abſatz 3) ſind in erſter Reihe nur Heſſiſche Staatsangehörige zu berückſichtigen 
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und können derartige Stellen anderen Anwärtern nur dann verliehen werden, 
wenn qualifizirte Heſſiſche Anwärter für dieſelben nicht vorhanden find. Die Vor⸗ 
rechte der Militäranwärter vor den Civilanwärtern werden hierdurch nicht berührt, 
doch haben auch bei den Militäranwärtern die Heſſiſchen Anwärter nach Maß⸗ 
gabe des $. 18 Abſatz 1 der vom Bundesrath erlaſſenen Anſtellungsgrundſätze 
den Vorzug. Die Ernennung erfolgt durch die zuſtändigen Behörden der 
Gemeinſchaftsverwaltung im Namen der Heſſiſchen Regierung. Die unwider⸗ 
rufliche Anſtellung bleibt der Heſſiſchen Regierung vorbehalten und kann nur auf 
Vorſchlag der Gemeinſchaftsverwaltung erfolgen. Wenn ſpäterhin die Entfernung 
bereits ernannter Beamten aus beſonderen Gründen beantragt wird, ſo wird 
derartigen Wünſchen thunlichſt Rechnung getragen werden. 

(3) Die dienſteidliche Verpflichtung Heſſiſcher Beamten für den Dienſt der 
Gemeinſchaftsverwaltung erfolgt durch die Behörden dieſer Verwaltung. Die Ver⸗ 
eidigung der Heſſiſchen Beamten nach Artikel 108 der Heſſiſchen Verfaſſungs⸗ 
urkunde erfolgt ſeitens der Heſſiſchen Regierung und ſoll ebenſo wie die Ver⸗ 
eidigung Preußiſcher Beamten durch die Preußiſche Regierung für das ganze 
Gebiet der Gemeinſchaftsverwaltung gelten. 

() Die Verſetzbarkeit der in Heſſiſchen Stellen (Artikel 14 Abſatz 2 und 3) 
angeſtellten Beamten unterliegt folgenden Beſchränkungen: 

Es ſollen ſtets 

a) bei der Eiſenbahndirektion zu Mainz mindeſtens zwei Heſſiſche Mitglieder, 
darunter ein Ober-Regierungsrath oder Ober-Baurath, bei der Eiſen— 
bahndirektion zu Frankfurt a. M. mindeſtens ein Heſſiſches Mitglied 
vorhanden fein; 

b) die Stellen der Vorſtände bei den Heſſiſchen Betriebsinſpektionen (Ar⸗ 
tikel 14 Abſatz 2) und die Hälfte der Heſſiſchen Verkehrsinſpektionen 
mit Heſſiſchen Beamten beſetzt ſein; ferner 

e) von den übrigen Beamten der Direktionen und Inſpektionen (Anlage C 
von 3 bis 7) mindeſtens 75 Prozent innerhalb der beiden Direktions⸗ 
bezirke Mainz und Frankfurt a. M.; 

d) von den Beamten des Fahr- und Zugdienſtes mindeſtens 75 Prozent 
innerhalb der Direktionsbezirke Mainz, Frankfurt a. M., Caſſel, Saar⸗ 
brücken und Cöln; 

e) von den übrigen Beamten mindeſtens 75 Prozent auf Heſſiſchem Gebiet 
vorhanden ſein. g 

Verſetzungen, bei welchen die vorſtehenden Beſtimmungen nicht eingehalten 
werden, ſind nur mit Zuſtimmung der Heſſiſchen Regierung zuläſſig. 

6) Die Penſionirung der höheren Beamten und der unwiderruflich ange 
ſtellten mittleren und unteren Beamten erfolgt durch die Heſſiſche Regierung, 
diejenige der übrigen Beamten im Namen der Heſſiſchen Regierung durch die 
Gemeinſchaftsverwaltung. 

Lol Auf alle Beamten der Gemeinſchaftsdirektionen finden — unbeſchadet 
des daneben beſtehenden Unterordnungsverhältniſſes der von Heſſen ernannten 
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Direktionsmitglieder zur Heſſiſchen Regierung — die für die Preußiſchen Staats- 
eiſenbahnbeamten geltenden „gemeinſamen Beſtimmungen für alle Beamten im 
Staatseiſenbahndienſt“ gleichmäßige Anwendung. Bezüglich der Disziplinargewalt 
5 den Heſſiſchen Beamten der Gemeinſchaftsverwaltung wird verein⸗ 
bart, da 

1) hinſichtlich der auf Widerruf oder Kündigung angeſtellten Beamten die 

Beſtimmungen der Preußiſchen Disziplinargeſetze, 

2) hinſichtlich der unwiderruflich angeſtellten Beamten: 

a) für die Verhängung von Ordnungs⸗ und Geldſtrafen die Be⸗ 
ſtimmungen der Preußiſchen Disziplinargeſetze, 

p) für die Entfernung aus dem Amte ſowohl hinſichtlich der Formen 
des Verfahrens wie der Zuſtändigkeit der Behörden die Beſtim⸗ 
mungen der Heſſiſchen Disziplinargeſetze 

Anwendung finden ſollen. 

(7) Die Gewährung von Gehältern und ſonſtigen Dienſtgeldern an die 
Heſſiſchen Beamten ſoll nach Preußiſchen Grundſätzen erfolgen, desgleichen die 
Gewährung von Penſionen und Wittwen⸗ und Waiſengeldern. Die Heſſiſche 
Regierung wird die geſetzlichen Beſtimmungen über die Penſionirung der im 
Dienſte der Gemeinſchaft verwendeten Heſſiſchen Beamten und über die Ver⸗ 
ſorgung ihrer Hinterbliebenen mit den bezüglichen Beſtimmungen der Preußiſchen 
Geſetze mit der Maßgabe in Einklang bringen, daß das Recht der Heſſiſchen 
Regierung, Penſionirungen ohne vorgängiges Disziplinarverfahren eintreten zu 
laſſen, unberührt bleibt. Von dieſem Rechte ſoll indeſſen ohne Zuſtimmung der 
Gemeinſchaftsverwaltung kein Gebrauch gemacht werden. 

Die Möglichkeit, daß ein Beamter bezüglich feiner Penſion und Hinter⸗ 
bliebenenverſorgung neben ſeinen Anſprüchen nach den Grundſätzen der Gemein⸗ 
ſchaftsverwaltung noch beſondere Anſprüche an die Heſſiſche Civildiener⸗Wittwen⸗ 
kaſſe nach Analogie der Beſtimmungen für die Preußiſche Allgemeine Witkwen⸗ 
Verpflegungsanſtalt erwerben kann, ſoll ausgeſchloſſen bleiben. Falls die Heſſiſche 
Regierung ihren Beamten eine ſolche Möglichkeit eröffnen ſollte, würden die 
daraus entſtehenden Ausgaben von der Gemeinſchaft nicht erſetzt werden. 

(et Die Uniform der Heſſiſchen Beamten ſoll derjenigen der Preußiſchen 
Beamten gleich ſein, mit der Maßgabe jedoch, daß beſondere Heſſiſche Hoheits— 
abzeichen, wie beſondere Kokarde, angelegt werden. 


Artikel 16. 

() Das geſammte, beim Beginn der Betriebsgemeinſchaft im Heſſiſchen 
Staatseiſenbahndienſte und bei der Heſſiſchen Ludwigsbahn vorhandene Dienſt⸗ 
perſonal wird, ſoweit nicht im Vertrage mit dieſer Bahn etwas Anderes vereinbart 
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wird, in den Gemeinfchaftsdienft übernommen. Die bei der erſtmaligen Etats⸗ 
aufſtellung (Artikel 12) für die bisherigen Strecken der Heſſiſchen Staatsbahnen 
und der Heſſiſchen Ludwigsbahn vorgeſehenen Stellen ſind in erſter Reihe für 
die Beamten dieſer Bahnen beſtimmt. 


() Die Heſſiſchen Staatsbeamten können nach ihrer Wahl hinſichtlich der 
Gehaltsbezüge wie der Anſprüche auf Ruhegehalt und Hinterbliebenengelder in 
ihrem bisherigen Verhältniß verbleiben oder in das Verhältniß der Gemeinſchafts⸗ 
beamten übertreten. Im erſteren Falle verbleiben ihnen die bisherigen Bezüge 
und Anſprüche mit der Ausſicht auf Verbeſſerung derſelben in bisheriger Weiſe. 
Im letzteren Falle werden ſie mindeſtens nach ihren bisherigen dienſtlichen Bezügen 
unter die Beamten der Gemeinſchaftsverwaltung eingereiht und erwerben Anſprüche 
auf Ruhegehalt und Hinterbliebenenbezüge nach Maßgabe der geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen und des ihnen im Heſſiſchen Staatsdienſt wie im Gemeinſchaftsdienſt 
beigelegten Dienſtalters. Für die in dieſer Weiſe in das Verhältniß der (Ge, 
meinſchaftsbeamten übertretenden Heſſiſchen Beamten bildet das von ihnen zur 
Zeit ihres Uebertritts bezogene Gehalt den Mindeſtbetrag des ihnen in der Ge— 
meinſchaftsverwaltung zu gewährenden Dienſteinkommens und der zur Zeit ihres 
Uebertritts erdiente Anſpruch auf Penſion und Hinterbliebenenverſorgung den 
Mindeſtbetrag der im neuen Verhältniß zu gewährenden derartigen Bezüge. 

6) Die Penſionskaſſe der Heſſiſchen Ludwigsbahn wird vom Beginn der 
Betriebsgemeinſchaft ab für neue Mitglieder geſchloſſen. Die dieſer Kaſſe ſowie 
der bereits geſchloſſenen Penſionskaſſe der Oberheſſiſchen Bahnen angehörigen 
Beamten haben, ſo lange ſie eine etatsmäßige Stelle in der Gemeinſchaftsver⸗ 
waltung nicht erhalten, in der Kaffe zu verbleiben und erwerben durch Weiter— 
zahlung der Beiträge Anſprüche nach Maßgabe der Kaſſenſtatuten unter Berück⸗ 
ſichtigſung der ganzen Beitragszeit. Erhalten ſolche Beamte eine etatsmäßige 
Stelle, ſo ſind ſie berechtigt, aus der Beamtenpenſionskaſſe ihrer früheren Ver⸗ 
waltung auszuſcheiden. Verbleiben ſie in der Kaſſe, ſo werden die nach Maß⸗ 
gabe ihrer Beitragszeit erworbenen ftatutmäßigen Bezüge an Penſion und 
Hinterbliebenengeldern um den Betrag der gleichartigen geſetzlichen Bezüge, welche 
ſie im Gemeinſchaftsdienſt erdient haben, gekürzt. 


Artikel 17. 

4) Die Bahnpolizei und die Aufficht über den Bau und Betrieb der in 
die Gemeinſchaft fallenden Bahnen wird durch die zuſtändigen Verwaltungsorgane 
der Gemeinſchaft ausgeübt. 

(2) Die Genehmigung zur Einſtellung des Betriebes ſowie zur Aufhebung 
von Stationen und die Genehmigung zur Aenderung des Betriebes durch Ein⸗ 
führung oder Aufhebung der Bahnordnung für die Nebeneiſenbahnen auf einzel⸗ 


nen Strecken ſoll ſeitens der Gemeinſchaftsverwaltung nicht ohne die Zuſtimmung 


der Heſſiſchen Regierung erfolgen, ſofern es ſich um Bahnſtrecken, welche auf 
Heſſiſchem Gebiete belegen ſind „handelt. Die Heſſiſche Regierung wird in dieſem 
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Falle auf die Wünſche und Intereſſen der Gemeinſchaftsverwaltung thunlichſt 
Rückſicht nehmen. 

(3) Die in den reichsgeſetzlichen, auf Eiſenbahnen bezüglichen Beſtimmungen 
der Landesaufſichtsbehörde vorbehaltenen Rechte bezüglich der Heſſiſchen Strecken 
werden durch die Gemeinſchaftsverwaltung ausgeübt. 

() Die Hoheitsrechte des Heſſiſchen Staates linsbeſondere auch die Rechte 
der Heſſiſchen Regierung als Landespolizeibehörde) bezüglich der auf Heſſiſchem 
Gebiet belegenen Bahnen bleiben im Uebrigen unberührt. 


Artikel 18. 

() Die Gemeinſchaftsverwaltung wird die Preußiſchen und Heſſiſchen 
Linien als einheitliches Netz verwalten und dieſelben in jeder Beziehung gleich⸗ 
mäßig behandeln; fie wird die Verkehrs- und volkswirthſchaftlichen Intereſſen 
der Heſſiſchen Landestheile dabei in gleicher Weiſe berückſichtigen wie diejenigen 
der Preußiſchen Gebietstheile. 

(e) Für die von Heſſen in die Gemeinſchaft einzubringenden Bahnen werden 
die allgemeinen Tarifvorſchriften und Tarife, welche auf den weſtlichen Preußi⸗ 
ſchen Staatsbahnen gelten — einſchließlich der allgemein auf den Preußiſchen 
Staatsbahnen geltenden Ausnahmetarife —, eingeführt werden, ſoweit nicht zur 
Schonung der beſtehenden Verhältniſſe die zur Zeit geltenden Abweichungen des 
Perſonen- und Gepäcktarifs beibehalten werden. Im Uebrigen bleibt die Feſt⸗ 
ſtellung der Tarife der Gemeinſchaftsverwaltung (mach den für die Preußiſchen 
Staatsbahnen geltenden Beſtimmungen) mit der Maßgabe überlaſſen, daß von 
beabſichtigten wichtigeren Tarifänderungen für den Verkehr mit dem Heſſiſchen 
Staatsgebiet der Heſſiſchen Regierung vorher Kenntniß gegeben und etwaige 
Wünſche derſelben hierbei thunlichſt berückſichtigt werden. 

(3) Die Feſtſtellung der Fahrpläne für die von Heſſen in die Gemeinſchaft 
einzubringenden Bahnen bleibt der Gemeinſchaftsverwaltung vorbehalten. Die 
Fahrplanentwürfe für Strecken innerhalb des Heſſiſchen Gebietes ſind der 
Heſſiſchen Regierung zur Aeußerung etwaiger Wünſche rechtzeitig vorher mit- 
zutheilen. Auch ſoll ohne deren Zuſtimmung auf Heſſiſchem Gebiet eine Mier, 
minderung der zur Zeit beſtehenden Perſonenzüge (auch nicht durch Verwandlung 
eines Perſonenzuges in einen Schnellzug) und eine Verminderung der Schnellzug⸗ 
ſtationen nicht eintreten. Bezüglich der Fahrpläne derjenigen Bahnen, welche 
auf beſondere Rechnung der Heſſiſchen Regierung betrieben werden, werden deren 
Wünſche berückſichtige werden, vorausgeſetzt, daß nicht Betriebsrückſichten ot 
gegenſtehen. 

() Die Betheiligung Heſſiſcher Korporationen und Verbände am Bezirks⸗ 
und Landeseiſenbahnrath ſoll in der Weiſe erfolgen, daß 

a) für die Direktionen zu Mainz und Frankfurt a. M. ein gemeinſchaft⸗ 

licher Bezirkseiſenbahnrath unter Anwendung der Vorſchriften des 
Preußiſchen Geſetzes, betreffend die Einſetzung von Bezirkseiſenbahn⸗ 
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räthen und eines Landeseiſenbahnraths für die Staatseiſenbahn⸗ 
verwaltung, vom 1. Juni 1882 gebildet wird, 

b) von dieſem Bezirkseiſenbahnrath zwei Heſſiſche Vertreter für den 

Landeseiſenbahnrath gewählt werden, 

c) der Heſſiſchen Regierung das Recht zuſteht, ſich durch einen Vertreter 

bei den Verhandlungen des Bezirkseiſenbahnraths zu betheiligen. 

6) Die Zuſtändigkeit der für das Gemeinſchaftsgebiet eingerichteten Ver⸗ 
waltungsbehörden erſtreckt ſich zugleich auf die Pachtung, die Betriebsübernahme 
und den Mitbetrieb von Theilſtrecken und Bahnhöfen fremder Bahnen ſowie die 
Verpachtung, Betriebsüberlaſſung und Geſtattung des Mitbetriebes von Theil— 
ſtrecken und Bahnhöfen der Gemeinſchaftsbahnen. Die Pachtung, die Betriebs- 
übernahme und der Mitbetrieb ſowie die Verpachtung, Betriebsüberlaſſung und 
die Geſtattung des Mitbetriebes ganzer, zum geſonderten Betriebe geeigneter 
Bahnſtrecken bedarf, ſoweit dieſelben auf Heſſiſchem Gebiet belegen ſind, der 
Zuſtimmung der Heſſiſchen Regierung. 

(6) Mit dem Zeitpunkt des Eintritts der vereinbarten Betriebsgemeinſchaft 
wird die Heſſiſche Regierung der Preußiſchen Regierung einen unverzinslichen 
Zuſchuß zum Betriebsfonds in Höhe von 3 Millionen Mark überweiſen. 


Artikel 19. ) 
Mit Ablauf jeden Vierteljahres iſt eine proviſoriſche Abrechnung über 
die Antheile der vertragſchließenden Staaten an dem Betriebsüberſchuß der 
Gemeinſchaft aufzuſtellen und hiernach vorbehaltlich der endgültigen Ausgleichung 
die Abführung des Heſſiſchen Antheils am Betriebsüberſchuſſe der Gemeinſchaft 
an die Heſſiſche Hauptſtaatskaſſe zu verfügen. 


Artikel 20. 

() Die Ausführung des Baues neuer, für Rechnung der Heſſiſchen Re⸗ 
gierung herzuſtellender Bahnen wird nach den für die Preußiſche Staatsbahn⸗ 
verwaltung geltenden Grundſätzen ſeitens der Gemeinſchaft bewirkt, fofern nicht 
auf den Wunſch der Heſſiſchen Regierung im einzelnen Falle hiervon eine Aus⸗ 
nahme zugelaſſen wird. 

e) Die Projekte für den Bau neuer Bahnen, ſoweit fie auf Heſſiſchem 
Gebiet belegen ſind und für Rechnung der Heſſiſchen Regierung ausgeführt 
werden, einſchließlich der Spezialprojekte für die größeren Bauwerke, werden der 
Heſſiſchen Regierung durch Vermittelung des Heſſiſchen Mitgliedes der Gemein⸗ 
ſchaftsdirektionen zur Prüfung vorgelegt werden. Hierbei ſollen Wünſche der 
Heſſiſchen Regierung, ſoweit ſolche über die landespolizeilichen Anforderungen 
hinaus geltend gemacht werden, thunlichſte Berückſichtigung finden. 

6) Bezüglich der Projekte der ſeitens der Gemeinſchaft auszuführenden 
Bahnen, welche nicht in die Finanzgemeinſchaft fallen, ſollen die Wünſche der 
Heſſiſchen Regierung beachtet werden, vorausgeſetzt, daß nicht etwa Betriebs⸗ 
rückſichten entgegenſtehen. 


(4) Die Rechnung über die auf Koſten des Heſſiſchen Staates auszuführen⸗ Rechnungslegung. 
den Bahnen wird ſeitens der Gemeinſchaftsverwaltung der Heſſiſchen Regierung 
zur Reviſion vorgelegt werden. 

Artikel 21. 

() Die in dieſem Vertrage vereinbarte Betriebsgemeinſchaft iſt unkündbar. Auflöſung 
Für den Fall, daß jedoch die vertragſchließenden Staaten künftig die Auflöſung der Gemeinſchaft. 
der Gemeinſchaft vereinbaren ſollten, ſoll jeder Theil die in ſeinem Eigenthum 
befindlichen Strecken einſchließlich der anſchließenden auf fremdem Staatsgebiet 5 
belegenen, im Pachtbeſitz der Gemeinſchaft befindlichen Strecken nebſt allem Zu⸗ 
behör und dem entſprechenden, nach dem Verhältniß ihrer Antheile an dem Be- 
triebsüberſchuſſe des letzten Rechnungsjahres zu ermittelnden Antheil an dem 
Betriebsmaterial für ſich in Anſpruch nehmen dürfen. 

(2) Sofern Preußen auf Heſſiſchen Strecken nach Maßgabe des Artikels 12 
Abſatz 4 Aufwendungen für eigene Rechnung gemacht hat, ſind die aufgewendeten 
Beträge bei Auflöſung der Gemeinſchaft Heſſiſcherſeits an Preußen zurückzuzahlen. 


Artikel 22. 

Für den Fall, daß die Aufnahme in die Gemeinſchaft von anderen Aufnahme anderer 
Eiſenbahnverwaltungen des Deutſchen Reiches beantragt und von der Preußiſchen gala 
Regierung zugeſtanden werden ſollte, wird die Heſſiſche Regierung einen Wider- in die Gemeinschaft 
ſpruch dagegen nicht erheben, wenn die finanziellen Beziehungen nach den in 
dieſem Vertrage angewendeten Grundſätzen geregelt werden. 


Artikel 23. 

Jedem der beiden vertragſchließenden Staaten ſoll es vorbehalten bleiben, Uebertragung auf 
für den Fall der Abtretung ſeines Eiſenbahnbeſitzes an das Deutſche Reich auch das Reich. 
die aus dieſem Vertrage erworbenen Rechte und Pflichten auf das Reich mit zu 
übertragen. 

Artikel 24. 
Die Auswechſelung der Ratifikations⸗Urkunden ſoll in Berlin bewirkt werden. Natiffkation 


So geſchehen zu Bingen, den 23. Juni 1896. e 


(L. S.) Brefeld. (L. S.) von Werner. 
(L. S.) Dr. Micke. (L. S.) Michell. 

(L. S.) Kirchhoff. (L. S.) Ewald. 

(L. S.) Lehmann. (L. S.) We. 

(L. S.) Teßmar. (L. S.) Dr. Clemm. 


Der vorſtehende Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Heſſen vom 23. Juni 
1896 iſt ratifitzirt worden. Die Auswechſelung der Ratifikations⸗-Urkunden hat 
ſtattgefunden. 
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Anlage A. 


Vetreffend: Vertrag mit der Verwaltung der Heſſiſchen Ludwigsbahn über den Bau 
einer Eiſenbahnbrücke zu Worms und die Erweiterung des Bahnhofs 
daſelbſt, Vermehrung der Betriebsmittel, ſowie eine anderweite Regelung 
des Garantieverhältniſſes. 


Einleitung. 


Da nach den Beſtimmungen der der Heſſiſchen Ludwigs⸗Eiſenbahngeſellſchaft 
ertheilten Allerhöchſten Konzeſſions-Urkunden der Erwerb der in Heſſen gelegenen 
Strecken dieſer Bahn durch den Staat im Allgemeinen nach Maßgabe des Rein— 
ertrages erfolgen kann, wobei der Durchſchnitt der der Verſtaatlichung vorher⸗ 
gehenden fünf Jahre zu Grunde gelegt wird, da ferner dieſe Berechtigung des 
Staates auf den größten Theil des Heſſiſchen Bahnnetzes ſeit dem 4. April 1893 
eingetreten iſt, ſo iſt der Bahnverwaltung die Vornahme größerer Neubauten, 
Erweiterungen oder Ergänzungen um deswillen erſchwert, weil die aus ſolchen 
Unternehmungen ſich ergebenden Vortheile für den Reinertrag der Bahn ſich erſt 
nach und nach geltend machen und eine entſprechende Erhöhung des Ankaufs⸗ 
werthes der Bahn als Erſatz der auf die Erweiterung verwendeten Mittel nur 
dann erwartet werden kann, wenn die Verſtaatlichung nicht vor Ablauf von 
fünf Jahren nach dem vollen Eintritt der aus der vorgenommenen Exweiterung 
erwarteten Mehrerträge erfolgen würde. 


Um das Zuſtandekommen der zur Zeit beſonders dringenden und wichtigen 
Unternehmungen, nämlich des Baues einer Eiſenbahnbrücke zu Worms und der 
Erweiterung des Bahnhofs daſelbſt, ſowie eine nothwendig gewordene außer⸗ 
ordentliche Vermehrung der Betriebsmittel zu fördern, haben zwiſchen Kommiſſären 
der Großherzoglichen Regierung und der Heſſiſchen Ludwigs-Eiſenbahngeſellſchaft 
eingehende Verhandlungen ſtattgefunden. In dem Verlauf der Berathungen 
erſchien es ſowohl zur Klarſtellung der Verhältniſſe als namentlich zur Verein⸗ 
fachung des Rechnungsweſens ferner zweckmäßig, eine Fixirung des Staats⸗ 
zuſchuſſes zu den garantirten Linien mit fallender Skala zu vereinbaren. Als 
Ergebniß dieſer Verhandlung iſt nachſtehender Vertrag abgeſchloſſen worden. 
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Vertrag, 
abgeſchloſſen zu Darmſtadt am 3. November 1894 
zwiſchen 


der Großherzoglich Heſſiſchen Regierung, vertreten durch Großherzoglichen 
Miniſterialrath Michell, Großherzoglichen Ober-Finanzrath Ewald, Großherzog 
i lichen Ober-Baurath Wetz einerſeits, 


und 


der Heſſiſchen Ludwigs⸗Eiſenbahngeſellſchaft, vertreten durch die Herren 
Bankdirektor Hedderich, Vizepräsident des Verwaltungsraths, und Geheimer 
Regierungsrath Dr. Reinhard, Vorſitzender der Spezialdirektion, andererſeits. 


I. Staatszuſchuß zu den garantirten Linien. 


Sl 
Der Staatszuſchuß zu den garantirten Linien der Heſſiſchen Ludwigsbahn 
wird, einſchließlich des von dem Staate zu leiſtenden Beitrags zu den Koſten 
der gemeinſchaftlichen Bahnhöfe für das Jahr 1894 auf 250 000 Mark feſt⸗ 
geſetzt und vermindert ſich von da ab um jährlich 25000 Mark, ſo daß nach 
Ablauf von zehn Jahren eine Zahlung von dem Staate nicht mehr zu leiſten iſt. 
Die Zahlung der Zuſchüſſe des Staates hat in der erſten Hälfte des Januar 
jeden Jahres zu erfolgen. 
$. 2. 


Das ausgeſchiedene Rechnungsweſen für die garantirten Linien kommt von 
1894 an in Wegfall. Der von der Großherzoglichen Regierung beſtellte kontro⸗ 
lirende Beamte bleibt mit den Befugniſſen eines Großherzoglichen Regierungs— 
kommiſſärs auch fernerhin in Thätigkeit. 

Der dem betreffenden Beamten jeweils verliehene Gehalt wird auch fernerhin 
von der Geſellſchaft getragen. 

Der dem kontrolirenden Beamten zur Zeit beigegebene Gehülfe wird von 
dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieſes Vertrags an von der Großherzoglichen 
Regierung abberufen werden. 

$. 3. 


Mit Rückſicht auf §. 24 der Konzeſſion vom 4. April 1868 behält ſich 
die Großherzogliche Regierung das Recht vor, das ausgeſchiedene Rechnungsweſen 
nach Ablauf der in §. 1 erwähnten zehn Jahre jederzeit wieder einzuführen, 
ſobald ſie nach den finanziellen Ergebniſſen des Betriebs die Wahrſcheinlichkeit 
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nahe gerückt erachtet, daß die in dem oben angezogenen $. 24 ſtipulirte Rück⸗ 
erſtattungspflicht eintreten könnte. 

Auch für die Reinertragsberechnung für Erbach Eberbach und Baben⸗ 
hauſen—Hanau, deren Aufſtellung zunächſt ebenfalls in Wegfall kommen ſoll, 
gilt die gleiche Beſtimmung. 

F. 4. 


An Stelle der auf Grund der ſeitherigen Beſtimmungen über die Staats⸗ 
garantie zu leiſtenden ſtaatlichen Zuſchüſſe treten vom 1. Januar 1894 ab in 
jeder Beziehung die in $. 1 näher feſtgeſtellten Averſa. 

Inſofern es bei theilweiſer Verſtaatlichung darauf ankommen ſollte, den 
auf die nicht zu verſtaatlichenden garantirten Linien entfallenden und ferner noch 
zu entrichtenden Theil des Staatszuſchuſſes zu berechnen, wird verabredet, daß 
eine ſolche Repartition nach Maßgabe des Durchſchnitts der letzten fünf wirklich 
berechneten Jahre 1889 bis 1893 zu erfolgen habe. 

Bis zum Abſchluß der Abrechnung für 1893 werden vorläufig als An⸗ 
theile beſtimmt: 

für die Odenwaldbbahnn nnn. 60 Prozent, 

für die Rheinheſſiſchen Liniernn . 40 E 

für Worms — Bensheim — 5, 
wobei der Ueberſchuß von Worms Bensheim auf die Rheinheſſiſchen Linien und 
die Odenwaldbahn nach Verhältniß des bisher zu beiden letzteren geleiſteten 
Staatszuſchuſſes vertheilt worden iſt. 

Die nach dem weiteren Inhalt dieſes Vertrags zu leiſtenden beſonderen 
Kapitalvergütungen werden hierdurch nicht berührt. 


II. Erbauung einer Eiſenbahnbrücke zu Worms. 


Kä 

Der Bau der Eiſenbahnbrücke erfolgt nach dem von der Großherzoglichen 
Regierung feſtzuſtellenden Entwurf und Voranſchlag unter Oberaufficht der 
Großherzoglichen Regierung durch die Geſellſchaft, welche die für den Bau der 
Brücke einſchließlich aller Nebenarbeiten, insbeſondere der Zufahrts- und Ver⸗ 
bindungslinien mit den rechtsrheiniſchen Strecken einerſeits und den Einführungs⸗ 
linien in den Bahnhof Worms andererſeits, ſowie weiter der Anlage eines 
zweiten Gleiſes von Biblis bis zur Einmündung in die Brücke, Beſeitigung der 
Stationen Roſengarten und Worms-Hafen, Verlegung der Gleisverbindung nach 
dem Wormſer Hafen u. ſ. w. erforderlichen Geldmittel durch Ausgabe von 
höchſtens 3½ prozentigen Prioritätsobligationen oder auf andere mit der Groß⸗ 
herzoglichen Regierung zu vereinbarende Weiſe ſelbſt aufbringt. Hierbei wird 
vereinbart, daß auf die Brücke nur die Koſten, welche bis zur Eingangsweiche 
des Bahnhofs entſtehen, beſonders zu verrechnen ſind, und daß dieſer Summe 
alsdann ein Pauſchalbetrag von 150000 Mark aus den für die Erweiterung 
des Bahnhofs Worms entſtehenden Koſten zuzurechnen iſt. Sollte es ſich bei 
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der Aufſtellung des ſpeziellen Voranſchlags herausſtellen, daß das für den 
Bau der Brücke nebſt Zubehör erforderliche Geſammtkapital den Betrag von 
5 700 000 Mark überſteigt, ſo bleibt vorbehalten, zur Erhöhung dieſer Garantie⸗ 
ſumme die Zuſtimmung der Landſtände einzuholen. 

Verträge über Vergebung von Leiſtungen, deren anſchlagsmäßiger Werth 
den Betrag von 50 000 Mark überſteigt, bedürfen der Zuſtimmung der Groß⸗ 
herzoglichen Regierung. 


$. 6. 

Von Eröffnung der Brücke an zahlt der Staat der Geſellſchaft die Zinſen 
des nach Ausweis der anerkannten Baurechnung für die Bauten aufgewendeten 
Kapitals zu dem Zinsfuß, welcher der von der Geſellſchaft aufgenommenen 
Anleihe zu Grunde liegt. Bei der Berechnung des zu verzinſenden Kapitals 
wird die Differenz zwiſchen dem aus der Anleihe erzielten Nettoerlöſe und dem 
Pariwerthe bei einer Begebung unter pari zugeſchlagen, bei einer Begebung über 
pari abgeſetzt. Die Bauzinſen kommen dem Kapitale in Aufrechnung, dagegen 
werden die Erlöſe für die in Folge des Baues überflüſſig gewordenen, veräußerten 
Objekte in Abzug gebracht. Als Bauzinſen kommen die für das jeweilig auf 
genommene Schuld⸗(Prioritäten⸗) Kapital wirklich gezahlten Zinsbeträge, abzüglich 
der durch vorübergehende Veranlagung disponibler Baugelder erfallenen Nüd- 
einnahmen in Betracht. Der Betrag der zur Deckung der Baukoſten aus⸗ 
zugebenden Obligationen iſt jährlich oder in anderen angemeſſenen Perioden mit 
der Großherzoglichen Regierung zu vereinbaren. Der Begebungspreis wird mit 
Zuſtimmung der Großherzoglichen Regierung feſtgeſtellt. 


§. 7. 

Inſoweit durch den Abbruch und die Veräußerung überflüſſig werdender 
Anlagen und Objekte, insbeſondere im Bahnhof Roſengarten und im Bahnhof 
Worms, eine Verminderung des materiellen Werthes der beſtehenden Bahnanlagen 
herbeigeführt werden und hierfür nicht von dritten Intereſſenten Erſatz geleiſtet 
werden ſollte, hat das Baukonto der Brücke hierfür aufzukommen, jedoch kommt 
dieſe Poſition für den Staat hinſichtlich der im $. 6 ſtipulirten Verzinſung nicht 
in Aufrechnung. 

Dem ſeitherigen Anlagekapital des Bahnhofs Worms und der Linie 
Worms Bensheim treten ſomit die für die Neubauten aufzuwendenden Anlage⸗ 
koſten abzüglich der Erlöſe für Veräußerungen und der etwaigen Erſatzleiſtungen 
durch Dritte hinzu. 

§. 8. 

Die Gehalte, Diäten und ſonſtigen Bezüge des ausſchließlich mit der 
Bauleitung und Aufſicht beſchäftigten Perſonals, ſowie auch die dieſem Perſonal 
entſtehenden Ausgaben für Reiſekoſten, Auslagen ꝛc. werden auf den Baufonds 
übernommen. 
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Für Remunerationen, welche für außergewöhnliche Dienſtleiſtungen aus 
Anlaß des Baues an Beamte der Spezialdirektion oder deren Centralbüreau in 
Mainz gewährt werden, ſowie zum Erſatz der Koſten für die durch den Bau 
erforderliche Einſtellung von Hülfskräften bei dieſem Büreau wird der Geſellſchaft 
ein Averſionalbetrag von 2 Prozent der Bauſumme vergütet. Gehalte oder 
Gehaltstheile, Diäten und Reiſekoſten von Beamten, die nicht ausſchließlich bei 
dem Bau beſchäftigt ſind, können nicht auf den Baufonds übernommen werden. 


Sr 

Von dem nad) $. 6 fich berechnenden Zinſenerſatzanſpruch kommen jedoch 
in Abzug und werden von der Geſellſchaft übernommen: 

1) wegen der in Folge des Brückenbaues mit der Eröffnung des Betriebs 
über die Brücke eintretenden Erſparniſſe und Vortheile nach Auf— 
rechnung der der Geſellſchaft hierdurch erwachſenden Nachtheile oder 
Mehrausgaben 85 000 Mark, 

2) wegen der durch die Brücke noch weiter allmählich eintretenden, nicht 
durch die allgemeine Verkehrsentwickelung bedingten Vortheile weiter 
45 000 Mark. 

Da die volle Wirkung dieſer letzteren Vortheile als erſt nach 10 Jahren 
eintretend angenommen wird, iſt vereinbart, daß nach Ablauf des erſten Jahres 
nach Eröffnung der Brücke ein Zehntel des letzteren Betrags von 45 000 Mark, 
nach Ablauf des zweiten Betriebsjahres zwei Zehntel und weiter bis zum Ablauf 
des zehnten Jahres jährlich ein weiteres Zehntel zu Gunſten des Staates in 
Rechnung zu bringen ſind. 

Die Zahlung des vom Staate an die Geſellſchaft alsdann noch zu ent⸗ 
richtenden Zinſenerſatzes ($. 6) hat zu erfolgen in halbjährlichen Raten in der 
erſten Hälfte des Januar und Juli jeden Jahres postnumerando. In der 
Zeit nach Eröffnung der Brücke und vor Anerkennung der Baurechnung wird 
dieſer Staatszuſchuß für den Fall 3½ prozentiger Verzinſung der von der Geſell— 
ſchaft aufgenommenen Anleihe proviſoriſch mit 85000 Mark pro Jahr feſtgeſetzt. 
Bei geringerer Verzinſung wird dieſer Betrag entſprechend reduzirt. Dieſer 
Zuſchuß vermindert ſich in den folgenden Jahren nach dem in dieſem Paragraphen 
vereinbarten Maßſtab. Nach Abſchluß der Baurechnung, die längſtens innerhalb 
drei Jahren nach der Inbetriebnahme von der Geſellſchaft zu ſtellen iſt, werden 
die auf die betreffenden Jahre entfallenden Zinſenbeträge endgültig feſtgeſtellt und 
die hiernach etwa erforderlichen Ausgleichungen vorgenommen. 


$. 10. 

Im Falle der Verſtaatlichung nach Maßgabe der Konzeſſionsbedingungen 
werden der Geſellſchaft die nach Prüfung der Baurechnung von der (raf, 
herzoglichen Regierung anerkannten, von der Geſellſchaft aus eigenen Mitteln 
beziehungsweiſe aus Obligationen aufgebrachten Anlagekoſten der Brücke und 


5 


der in F. 5 erwähnten Ausführungen nach Maßgabe der Beſtimmungen des 
$. 6 vergütet, hierbei wird jedoch der mit 20 kapitaliſirte Betrag der ſofort 
mit der Eröffnung ſich ergebenden, ſowie der allmählich eintretenden Vortheile 
(430 000 Mark 20 2600 000 Mark) abgezogen und zwar in der Weiſe, daß 
dieſer Abzug erſt nach Ablauf von zehn Jahren nach Eröffnung der Brücke im 
vollen Betrage erfolgt, im Falle früherer Verſtaatlichung aber der Abzug nach 
Ablauf des erſten Jahres nur ein Zehntel dieſer Summe (= 260 000 Marz 
betragen und von da an bis zum Ablauf des zehnten Jahres jährlich um je 
ein Zehntel ſteigen ſoll. 

Erfolgt die Verſtaatlichung während des Baues oder nach Betriebseröffnung 
der Brücke jedoch noch vor Ablauf eines vollen Betriebsjahres, ſo ſind die bis 
dahin entſtandenen Anlagekoſten der Geſellſchaft voll zu erſetzen. Wenn zur Zeit 
der Verſtaatlichung für die Geſellſchaft noch Verträge oder Verpflichtungen aus 
dem Brückenbau laufen, gehen dieſelben auf den Staat über. 


III. Erweiterung des Bahnhofs Worms. 
F. 11. 


Zu dem für die Erweiterung des Bahnhofs Worms erforderlich werdenden 
(ausſchließlich des in §. 5 erwähnten, auf das Brückenkonto fallenden Pauſchal— 
betrags von 150 000 Mark annähernd zu 2500 000 Mark veranſchlagten) 
Kapital zahlt der Staat wegen Einführung einer Nebenbahn einen einmaligen 
Baarbeitrag von 300 000 Mark zur Deckung der Grunderwerbs-, Anlage- und 
ſpäteren Unterhaltungskoſten des hierauf entfallenden Theils der Erweiterung. 

Dieſer Baarzuſchuß iſt fällig mit einem Drittel am Ende des erſten Bau⸗ 
jahres, mit einem Drittel am Ende des zweiten Baujahres und mit einem Drittel 
bei Betriebseröffnung des Bahnhofs. Für den Baarzuſchuß ſind alle innerhalb 
der Grenzen des Bahnhofs Worms für die fragliche Nebenbahn erforderlichen 
Gleis⸗ und ſonſtigen Anlagen nach einem noch zu vereinbarenden Projekte ber, 
zuſtellen und dauernd zu unterhalten. Ueber die Betheiligung des Staates an 
den jährlichen Betriebskoſten bleibt Vereinbarung vorbehalten. 

Die Zinſen des verbleibenden, von der Geſellſchaft aufzubringenden Reſtes 
werden von der Eröffnung an zu drei Fünfteln von der Geſellſchaft, zu zwei 
Fünfteln von dem Staate getragen mit der Maßgabe, daß die Zinszahlung des 
Staates ſich nach Ablauf des erſten Betriebsjahres um ein Zehntel, nach Ablauf 
des zweiten Betriebsjahres um zwei Zehntel u. ſ. w. jährlich um ein weiteres 
Zehntel vermindert, mithin nach Ablauf von zehn Jahren aufhört. 

Die Zahlung dieſer Zinſen, für welche für die Zeit nach Eröffnung des 
vollen Betriebs, jedoch vor Abſchluß der Baurechnung proviſoriſch der Betrag 
von 30000 Mark angenommen wird, hat unter den im $. 9 für die Zinszahlungen 
wegen der Brücke feſtgeſetzten Modalitäten zu erfolgen. Für den Fall einer ge 
ringeren als 3½ prozentigen Verzinſung des Anleihekapitals gilt ebenfalls die in 
§. 9 enthaltene Beſtimmung. 
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Die Beſtimmungen, welche für die Ermittelung des Anlagekapitals für die 
Rheinbrücke getroffen find (F. 6), ſowie die Beſtimmungen in §. 7 und F. 8 
finden auf den Bahnhof Worms analoge Anwendung. Als Zeitpunkt der In⸗ 
betriebnahme der vollendeten erweiterten Bahnhofsanlagen gilt für das Rechnungs⸗ 
weſen und für die Verrechnung mit dem Staate der Termin der Betriebseröffnung 
der Brücke. Bis zu dieſem Termin werden die Bauzinſen des geſammten Bau⸗ 
aufwandes für den Bahnhof jeweilig dem Baukonto des Bahnhofs Worms be⸗ 
laſtet und von hier ab erſt beginnt die Beitragsleiſtung des Staates zur Ver⸗ 
zinſung in der vorſtehend verabredeten Weiſe. 


$. 12. 

Bezüglich der Betheiligung am Kapital im Falle der Verſtaatlichung wird 
vereinbart, daß nach Abzug des nach $. 5 auf das Brückenkonto zu übernehmenden 
Pauſchalbetrags von 150000 Mark die Geſellſchaft ein Viertel des Geſammt⸗ 
kapitals, der Staat drei Viertel unter der Bedingung trägt, daß der hiernach 
und nach Abzug des nach F. 11 geleiſteten Baarbeitrags auf ihn entfallende, 
bei der Verſtaatlichung der Geſellſchaft beſonders zu vergütende Betrag ſich in 
den erſten fünf Jahren nach Ablauf des erſten Betriebsjahres um jährlich 4 Prozent, 
in den folgenden zehn Jahren um jährlich 8 Prozent vermindert, ſo daß nach 
Ablauf von fünfzehn Jahren eine beſondere Kapitalvergütung nicht mehr zu 
leiſten iſt. b 
Tritt die Verſtaatlichung während der Bauzeit ein, ſo ſind der Geſellſchaft 
die bis dahin von ihr aufgewendeten Anlagekoſten zu drei Viertel vom Staate 
zu erſetzen. 

. 


Um die Geſellſchaft vor einem Kapitalverluſt zu bewahren, der dadurch 
entſtehen würde, daß die anderweit nicht gedeckten Mehrkoſten für Unterhaltung 
des erweiterten Bahnhofs in der Betriebsrechnung demnächſt als Mehrausgabe 
erſcheinen und daher von dem mit dem Zwanzigfachen zu kapitaliſirenden Rein⸗ 
ertrag abgehen, ſoll das Zwanzigfache der als Antheil des Staates berechneten 
Mehrkoſten von 11750 Mark = 235 000 Mark dem zu vergütenden Kapital zu⸗ 
geſetzt werden. Da aber die Mehrkoſten erſt nach fünf Jahren bei der durch⸗ 
ſchnittlichen Reinertragsberechnung voll zur Wirkung kommen, ſind nach Ablauf 
des erſten Betriebsjahres nur 47 000 Mark (= ¼6, nach Ablauf des zweiten 
Jahres 94 000 Mark (=?) und erſt nach Ablauf des fünften Jahres und von 
da weiter 235 000 Mark zu vergüten. Nach Ablauf des fünfzehnten Jahres 
kommt dieſer Betrag mit der nach F. 12 zu leiſtenden Kapitalvergütung in 
Wegfall. , 

$. 14. 

Bei Berechnung der der Geſellſchaft durch den Bau der Brücke und die 
Erweiterung des Bahnhofs erwachſenden Mehrausgaben ſind die Mehrkoſten für 
Erneuerung nicht berückſichtigt. Der Staat wird deshalb dem Erneuerungsfonds 
der garantirten Linien jährlich den Betrag von 8 000 Mark zuführen. 


MI 


IV. Dermehrung der Betriebsmittel. 
$. 19. 

Für die Beſchaffung von 400 Güterwagen und 30 Perſonenwagen III. Klaſſe 
wird im Falle des Eintritts der Verſtaatlichung vor dem 1. April 1899 neben 
dem konzeſſionsmäßigen Kaufpreis für die Bahn eine beſondere Entſchädigung 
zugeſtanden, welche, wenn die Verſtaatlichung erfolgt: 

zwiſchen dem 1. April 1894 und 1. April 1895 gleich iſt / 
e E 1 1896 ! 


2 


2 7 

S 35) 
))) 2, 

=: 18985 - 7 -. 189, / 


5 S + = 16/ 
nach dem 1. April 1899 — 0 des Beſchaffungswerthes der bei der Verſtaatlichung 
auf Heſſen entfallenden Wagen. 
$. 16. 

Zur Beſtreitung der Ausgaben, welche der Geſellſchaft in Folge der Ver⸗ 
einbarungen in Abſchnitt II bis IV dieſes Vertrags erwachſen, wird die Groß⸗ 
herzogliche Regierung der Geſellſchaft die Genehmigung zur Emiſſion höchſtens 
3½ prozentiger Prioritätsobligationen bis zur Höhe des durch die gedachten Auf 
wendungen entſtehenden Geſammtbetrags ertheilen. 


Tr 


Die den Beſtimmungen der $$. 1, 9 und 11 zu Grunde liegenden Be⸗ 
rechnungen gehen von der weiteren Vorausſetzung aus, daß die den derzeitigen 
Tarifberechnungen zu Grunde liegenden kilometriſchen Entfernungen durch den 
Brückenbau eine Veränderung nicht erleiden. Die virtuelle Länge des Rhein⸗ 
übergangs bei Worms wird daher nach wie vor gleich wie diejenige des Rhein⸗ 
übergangs bei Mainz behandelt, d. h. die tarifmäßigen Entfernungen zwiſchen 
Worms einerſeits und Hofheim beziehungsweiſe Lampertheim andererſeits und 
darüber hinaus werden auch nach der Eröffnung der Brücke mit denſelben Längen 
in die Tarife eingeſtellt, wie ſie auch ſeither in denſelben eingerechnet ſind. 
Sollte dieſe Tariflänge ohne Antrag der Geſellſchaft um einen Kilometer gekürzt 
werden, ſo wächſt zum Erſatze für den der Geſellſchaft hierdurch entſtehenden 
Einnahmeverluſt der vom Staate für die Brücke zugebilligten jährlichen Sub⸗ 
vention eine Summe von 15 000 Mark jährlich zu. 

$. 18. 

Die Großherzogliche Staatsregierung behält ſich die Genehmigung Seiner 
Königlichen Hoheit des Großherzogs und die Zuſtimmung der Landſtände vor. 

Deſſen zur Urkunde iſt dieſer Vertrag doppelt ausgefertigt, von beiden 
Theilen unterzeichnet und jedem Theil ein Exemplar zugeſtellt worden. 


Michell. Hedderich. 
Ewald. Dr. Reinhard. 
Wetz. 
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Anlage B. 


Verzeichniß 
derjenigen 


neuen Nebenbahnen, welche unter die Beſtimmungen des Artikels 11 
Abſatz 2 des Staatsvertrags fallen. 


1) Grünberg - Londorf, 
2) Lollar Londorf, 
3) Nieder-Gemünden — Landesgrenze bei Nieder-Dfleiden, 
4) Salzſchlirf — Schlitz, 
5) Laubach — Mücke, 
6) Lauterbach —Grebenhain-Crainfeld, 
7) Grebenhain-Crainfeld Gedern, 
8) Friedberg Hungen, 
9) Beienheim Nidda, 
10) Offenbach Reinheim nebſt Abzweigung von Bieber nach Dietzenbach und 
Verbindungsbahn nach dem Hafen in Offenbach, 
11) Ober-Roden Dreieichenhain Offenbach mit Abzweigung von Dreieichen⸗ 
hain nach Langen-Bahnhof und von Sprendlingen nach Langen, 
12) Lorſch Heppenheim — Fürth, 
13) Weinheim Fürth, 
14) Mörlenbach — Wahlen, 
15) Bodenheim —Heßloch-Dittelsheim — Oſthofen, 
16) Worms —Gundheim, 
17) Undenheim Nierſtein, 
18) Alzey — Odernheim, 
19) Oſthofen Hamm Guntersblum, 
20) Bickenbach — Seeheim, 
21) Darmſtadt Groß-Zimmern. 


Derzeichniß 


ber 


Anlage C. 


gemaͤß Artikel 14 des Staatsvertrages mit Heſſiſchen Beamten 


zu beſetzenden Stellen. 
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Lau⸗ 
fende Bezeichnung der Stellen. Anzahl. Bemerkungen. 
Nr. 
E 
1. Vortragender Rath bei der Centralſtelle ..... 1 
2. Direktionsmitglieder, darunter 1 Ober-Regie⸗ 
rungs⸗ oder Ober⸗ Baurat. 7 
II. 
3. Eiſenbahn⸗Bau⸗ und Betriebs-Inſpektoren ... 2 
4, Eiſenbahnſekretäre: 
nicht kechniſſ e 56 
b) techniſche ae Se C (TTT 13 Auf die nebenſtehend berechneten Zahlen 
i ; 7 würde das Büreauperſonal der Heſſiſchen 
5. ale 2222 8 113 Inſpektionen anzurechnen ſein. 
6. | Zeichner und Kanzliſte nn 11 
7. Billetdrucker, Kaſſen⸗ und Büreaudiener ..... 12 
e ae ee. 204 
9, | Schaffner, Bremſer und Wagenwärter...... 265 
III. 
2 eiebsi tionen. Die Zahl der unter III aufgeführten 
10. e der Betriebsinſpektionen S n al 
det: = Maſchineninſpektionen „ erſtmaligen Etatsaufſtellung von der 
„ Werkſtä t SITE Gemeinfchaftsverwaltung feſtgeſtellten 
15 5 er ran Bedarf für die Heſſiſchen Stteden. 
8 S 2 PLEATADDHEITITTIDETLIOTIEN. ess 
14, e Verkehrsinfpektionen.........- 
15. Werkſtättenvorſteher 3535 
Verkmeiſe e 
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Lau⸗ 

fende Bezeichnung der Stellen. Anzahl. Bemerkungen. 
Nr. 

17. Stationsverwalter, Stationsaſſiſtenten 
18. | Materialienverwalter II. Klaſſ m 
19 Schiffskapitan IE Klaſſe 
20 Bahnzzeiſe rr 
Telegraphenmeiſ ens 
2 Delegrauptiine es een ee 
Zen SE 
eee een 
/ Een 
e eee ge 
Ze eee 
e ehe 
SEH ee 
30. Portiers und Bahnfteigfchaffner ........... 
SE EE ee 
HEES 
33. Made 88 
34. ] Bahn⸗ und Srabumdrte 
38, eee ee 


„ 


(Nr. 9863.) Allerhöchſter Erlaß vom 16. Dezember 1896, betreffend Einſetzung einer Eiſen⸗ 
bahnbehörde in Mainz. 


Au Ihren Bericht vom 10. Dezember d. J. beſtimme Ich zur Ausführung des 
Staatsvertrages zwiſchen Preußen und Heſſen über die gemeinſchaftliche Ver⸗ 
waltung des beiderſeitigen Eiſenbahnbeſitzes vom 23. Juni 1896 im Einver⸗ 
ſtändniß mit Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzog von Heſſen und bei 
Rhein, daß am 1. Februar 1897 eine nach Maßgabe der von Mir unterm 
15. Dezember 1894 genehmigten Verwaltungsordnung für die Staatseiſenbahnen 
(Geſetz- Samml. 1895 S. 11) Ihnen unmittelbar unterſtehende Eiſenbahndirektion 
mit dem Sitze in Mainz und der Firma: „Königlich Preußiſche und Groß⸗ 
herzoglich Heſſiſche Eiſenbahndirektion“ errichtet und dieſer Behörde: 

a) für die Zeit bis zum 1. April 1897 Verwaltung und Betrieb der zum 
Heſſiſchen Ludwigs⸗Eiſenbahnunternehmen gehörenden Strecken, 

p) vom 1. April 1897 ab aber Verwaltung und Betrieb der ihr alsdann 
anderweit von Mir zu überweiſenden Strecken des zu einer Betriebs⸗ 
und Finanzgemeinſchaft vereinigten Preußiſchen und Heſſiſchen Staats⸗ 
eiſenbahnnetzes 

übertragen wird. 
Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetzſammlung zu veröffentlichen. 


Neues Palais, den 16. Dezember 1896. 


Wilhelm. 


Thielen. 


An den Minifter der öffentlichen Arbeiten. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
(Nr. 9863.) 


Fugen 


